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Einleitung.

§1.
Das Problem.

Zur Einfiüibrung in die strittige Materie, die angesichts der
7Um Teil sehr bedenklichen Neigungen der heutigen Rechtsprechung
mehr als je einer erneuten Behandlung bedarf,) möchte ich, ohne
zunächst auf den Stand der Kontroversen einzugehen, folgende
Entscheidung des württ. Oberlandesgerichts) wiedergeben, die
das Problem in hervorragender Weise illustriert:

Der Privatkläger, Vorsitzender des Verbands der würt. Eisenbahn- und
Dampfschiffahrtsbediensteten, hatte im Namen des Verbands sowohl als
auch in seinem eigenen Privatklage erhoben, weil der Angeklagte zu
dem Mitglied D des Verbands gesagt hatte, es sei nicht schön, daß ein
Teil der Werkstättearbeiter zu C einem andern Verband als dem des
Angeklagten angehöre, und, als D erwiderte, es gehe ihn nichts an, ir
welchem Verein er, D, sich befinde, binzufügte: „n unserem Verein
sind doch wenigstens keine Zuehthäusler. Das Berutungsgericht hatte
indes auf Grund der Zeugenaussagen nicht als ausgeschlossen erachtet,
daß die Aeußerung dahin lautete: „Bei uns sind doch keine, die schon
im Zuchthaus waren".
In dieser Aeußerung hat das Berufungsgericht eine Beziehung auf

fsvotl-lieor als Vorsitzenden
die Allgemeinheit der itgieder eabune auch auf die PersonVerretenen Verbands und

achweisbar gefunden, auch nicht eine Beleidi-
Hvacktabon orhlickt. vielmehr festgestellt, dab

damit lediglich der Vorwrf ausgesprochen werden sollte, daß ein wegen

) Vgl. Liepmann, Vgl. D. 4, 34S Anm. 2.
) Erkenntnis vom 26. März 1902, Württ. J. 14, 190 .

1
Hammeley, Dio Kolloktivbeleidigung.



abrenrihriger Vergehen bestraftes Mlitglied in den vom Privoil.3.

vertretenen Verband aufgen
p DeR dicser Vorwurf (der Aufnahme einesDas 0LG. führtion Verband) schon an sich und z

bestraften Mt8enhangr als Ausdruck der Geringschätz
unal in dem

festgestellten
auch als die Belhauptung einer ehrenrühriren m ndtsache

reniber demjenigen, welchem der Vorwurf galt, angesehon 'erden
kann, ist nicht zu bezweifeln.
Der Vorwurf konnte an sich dem Verband als solehem gelten: dnn

konnten aber in diesem Fall nur die einzelnen Mitglieder desselben t
ihrer Gesantheit beleidigt werden, da abgesehen von den in $$ 196 10t
StGB. speziell genannten und hier überall nicht in Frage kommendon
Ausnahmen ein Verein oder Verband als solcher nicht als möglicher

Gerenstand einer Beletds: Persiinlichkeit,
die Ehre viel-

eine Ehrenkränkungmehr ein Attri
Beziehung auf Personen denkbar ist.

Dagegen können allerdings die sümtlichen Mitglieder, welche zu einem
Verband gehören, unter einer Kollektivbezeichnung beleidigt werden.
falls die Beziehung der Aeußerung auf diese Gesamtheit als gewollte
angenommen wird. Doch kommt auch solchenfalls der Strafantrag des
Verbandsvorstandes wirksam nur für seine Person in Betracht, weil der
statutengemäß zur gerichtlichen Vertretung des Verbandes berufene
Vorstand deshalb noch nicht berechtigt ist, für Personen, welche i
ihrer Eigenschaft als Vereinsmitglieder beleidigt sind, einen Strafantrag
gemäß SS G1, 65 StGB. zu stellen, falls er von diesen nicht im Einzelfall
dazu besonderen nachweislichen Auftrag erhalten hat. Dies wird ersicht-

deshalb

verneint, weil eine Beziehung der kritischen Aeußerung auf die Allge-
meinheit der Verbandsmitglieder nicht nachweisbar erscheine.
Nach dem Inhalt des Vorwurfs konnte dieser auch einem beschränkten
Teil der Mitglieder gelten, und zwar denjenigen, welche über die Aut-
nahme eines Mitgliedes in den Verband oder über den Ausschluß eines
Unwürdigen zu befinden haben. Denn eben die Tatsache der Aufnahme
einer mit Zuchthaus bestraften Person wurde vom Angeklagten einem
Verbandsmitglied vorgehalten, und wenn nun auch das Berufungsgericht
etwa davon ausging, daß nicht alle Mitglieder des Verbandes von der
Autnahme eines solchen Mitgliedes Kenntnis batten und deshalb der
Vorwurf nicht allen gegolten haben könne, so war immerhin die Frage

prufen, ob nicht wenigstens denjenigen Mitgliedern, welche über die
Aunanme nur würdiger Mitglieder in den Verband zu wachen haben,

ehre ührige Vorwrf einer hiebei geübten Leichtfertigkeit
Plichtverletzunerletzung oder überhaupt laxer Moralgrun dsätze gemacht wurde"

Aus diesen Ausführungen erhellt: jede Kundgebung, ale e
Einzelperson gegeniüber als Beleidigung aufzufassen Warty

-3-
-Hiot. venn sie sich au eine Mehrheit von Personen bezieht.
zu folgender Fragestellung:

1) Ist die Gesamtheit als solche beleidigt? Vollte der Titer.
dessen Aussage auf das Ganze geht, de facto die als eine Einheit
gedachte Personensumme treffen und beleidigen

) Sind alle einzelnen, zu der Gesamtheit gehörenden Per-2)

sonen individuell beleidigt bzw. mitbeleidigt? oder
3) nur ein Teil der Einzelnen und eventuell welcher?
Die erste Frage stellt das alte Problem der passiven Be-

leidigungsfähigkeit von Personengesamtheiten dar, die zweite
mnd dritte das nicht minder lebhaft umstrittene der Beleidigung

durch Kollektivbezeichnung. beide von jeher scharf von einander
geschieden und doch zusammen behandelt, in einem unverkenn-
baren Gegensatz stehend und doch wieder verwandt. Die Grund-
lage zum mindesten, der tatsächliche Vorgang, der den Ausgangs-
punkt bildet, ist in beiden Füllen derselbe, und der dadurch be-

lete logische Zusammenhang lißt eine gemeinschaftlichegründet
Behandlung beider rragelFragen sehr wohl zu.

Ja, eine solche erscheint nicht nur gerechtfertigt, sondern
. nichtsogar durchaus notwendig, da die genannte Dreiteilung

etwa bloß in einigen, sondern in allen Fällen derartiger Kund-
gebungen eintritt. Es wäre immer nur halbe Antwort, wollte
man bloß auf die eine oder bloß auf die andere Seite des Themas
eingehen.

Juristisch interessanter ist zweifellos die erste Frage, die
Frage nach der Beleidigungsfälhigkeit von Personengesamtheiten,
fiür die der ganze Streit über die Begriffe Beleidigung und Ehre
unmittelbare Bedeutung gewinnt, ') wiührend es sich bei der
anderen Frage viel mehr um eine tatsichliche Weststellung und
Beweiswv ürdigung im konkreten F'alle handelt, die auch ohne ein-
gehende Auseinandersetzung mit dem Ehr- und Beleidigungsbegritr
erfolgen kann, jedenfalls von der Fassung dieser Begriffe nicht
so sehr beeinflußt wird.

Es ist in der Tat unmöglich, zu dem er'sten Problem Stellung

) Aus dem an die Spitze gestellten Beispiel ist ja leicht zu ersehen, daß
Cus Gericht zu seiner Entscheidung durch die Annahme geführt worden ist.
mre als ein „Attribut menschlicher Persönlichkeit« könne einem Verein oder
Verband als solchem nicht zukommen.
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Zu nehmen, ohne zuvor eine efeste begriffliche Grundlage geschafferzu haben. Selbstverständlieh kann es aber nicht die en
dieser Arbeit sein, die ganze Lehre von der Beleidigung aufzu:
rollen: es soll sich hier nicht um Untersuchungen ab ov

Sonderm
nur um Stellungnabme zu den neuesten Fragen auf diesem "
biet handeln. !)

Dieser Aufgabe ist der erste Abschnitt gewidmet. Dio z.
des folgenden Hauptteils ergibt sich aus der Fassune steilung de

Themas von selbst, und ebenso ergibt sich aus den bisheiges
Ausfiührungen von selbst, auf welchen Unterabschnitt dies
Hauptteils das Sch wergericht der ganzen Abhandlung zu Jieoen

kommt.
Was die Literatur zu den Fragen des ersten Abschnittes he.

trift, so verweise ich auf die Zitate an Ort und Stelle: für den
zweiten und dritten Abschnitt vgl. oben S. 2 f. Bemerken
möchte ich, daß eine monographische Behandlung insbes. der Frae
nach der Beleidigung von Personengesamtheiten noch aussteht:
die kleineren Aufsätze, in denen sie Bearbeitung gefunden bat
durch Goltdammer, Zimmermann, Bolze, Bruhns, Stenglein und
neustens durch eine Leipziger Dissertation (0. Miesewand), haben
das Problem in keiner Weise zu einem Abschluß gebracht.

1) Dabei ist insbesondere anzuknüpfen an LiebIepmann und v. Lilien thal,
Vgl. D. 4, 217 f, 384 ff; s. auch Liepmam, Beleidigung, aus der Samnu„das Recht«

L Abschnitt,

Der Beleidigungs- und Ehrbegrif im Allgemeinen.

§ 2.
Begrifliche Grundlegung.

Die Beleidigung wird allgemein aufgefaßt als Ausdruck von
Mißachtung und Geringschätzung; dabei wird für den Begriff
.eine vorsitzliche Kundgebung der Nicht- oder Mißachtung im
Bewußtsein des ehrverletzenden Inhalts der Kundgebung² ge-
fordert (vgl. E. 40, 416). Der ältere Sprachgebrauch, der Be-
leidigung für Verletzung zu verwenden pflegte,") kommt für uns
heute nicht mehr in Betracht, obwohl er in der populären An-
schauung und Ausdrucksweise noch vielfach nachklingt, insbe-
sondere soweit ein Delikt Gefiühlsverletzung im Gefolge hat. Eine
derartige Ausdehnung, die iübrigens auch bei der n. Bar'schen
"Formulierung des Beleidigungsbegriffs in der wesentlichen Be-
tonung der durch den Angrif hervorgerufenen Gefühlskränkung
zum Vorschein kommt, ist für den gesetzlichen Beleidigungsbegrif |
von vornherein abzuweisen.) Was für den Begriff in Betracht

1) Z. B. Beleidigung der Freiheit, wie es im preuß. Allg. Landrecht von
1794 hieB.

Bar ist denn auch mit seiner Ansicht) (Vgl. v. Bar, GS 2,
Vohlar. GA 47, 7; Frank, S. 80:

auf allgemeinen Widersprucn geso
n A 920: Beling, Wesen, StratbarBindin

uentb. o0 R: nur HeB, (Die Ehre . die Bel.keit umdà Bew

des § 185, Neue Thesen III) und Wachenfeld (Kohlers Enzykl. II, 299) stehen
Aut seiner seite.
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kommt, ist vielmehr folgendes: Wer beleidigt, will entweder
direkt eigene Mißachtung zum Ausdruck bringen, will den An-

gegriffenen oder einen Dritten wissen Jassen, für wie minder-seines Angriffs
halte, oderwertig und verächtlich er das Objekt

er will zwar nicht unmittelbar MiBachtung zum Ausdruck bringen
weiß aber, daß seine Kundgebung von den Betroffenen oder von
Dritten als Ausdruck von Mißachtung angesehen wird )

Beziiglich der Begrindung des beleidigenden Charakters ot
Kundgebung gehen nun aber die Ansiehten sehr weit auseinander
und zwar stehen einander in der Gegenwart hauptsächlich
gegeniüber, von denen die eine, insbeSondere von Bindina (Leh uk
186 ff: die Ehre und ihre Verletzbarkeit, S. 19 .) und Kobler
(GA 47. 29 fT.) vertretene mit ihrer Begriündung darauf zurück.
ceht. daß in der mißachtenden Kundgebung ein Angriff auf die
sittlichen Qualitäten des Betrofenen liege -,weil die Beleidigung
einen Angriff auf die sittlichen Qualitäten enthält, deshalb ist sie
strafbar während die andere, vor allem von Liepmann (Vg.

wotene Ansicht den Begrif auchD. 4. 242 f., 265 f., 273 f) ) vertretene
auf andere Qualitäten ausdehnt, und zwar auf alle diejenigen.
welche für die soziale Stellung des Betroffenen als wesentlich
und unentbehrlich anzusehen sind, , Weil die mißachtende Kund-

gebung einen Angriff auf die für den Betroffenen seiner sozialen
Stellung nach wesentlichen Eigenschaften enthält, deshalb ist sie
als Beleidigung strafbar. "

In einem Punkt jedoch stimmt die zweite Ansicht mit der
ersten überein, nämlich darin, daß auch sie die Beleidigungg als

einen Angriff auf das Rechtsgut der Ehre auffa ßt. Die Verschieden-

heit müß also ihren Grund notwendig in der Fassung des Ehr-
begriffs haben.

) Als Beispiele für diesen letzteren Fall fübrt Liepmann, Vgl. D. 4
263 an: Den Kuß wider Willen, oder sexuelle Zudringlichkeit gegen eime
standige Frau. Oder man denke an Falle, in denen der Täter die Handluwg

dio
d er nachsagt, selbst für anständig hält, aber weiß. daß sie von
ehrenmine von der herrschenden Meinungg für unmoralisch und

1ngesehen wird (z. B. ein Homosexueller sagt fälschlicherwese
einem Andern Home

9 Ebenso BUantät nach )nk, S. 306 f1, Merkel (Lehrb. 287), v. Liszt (Lehrb. § 9),
01shausen (Anm. 2 z12 zu § 185).

Daß man die Beleidigung iüberhaupt als Delikt gegen die
e gffaßt, ist historisch wohl begriündet und entspricht der

lloemeinen Anschauung (vgl. Frank, S. 306).) 2)
A. Für die Binding- Kohlersche Gruppe besteht die Ehre

darin. daß jeder Mensch von Natur eine gewisse sittliche Wiürde
lem verlangen kann,esnektierung er von Andern nn, so-besitzt, deren Respe

weit er sich ihrer nicht selbst durch unsittliches Handeln entäußert
Ehre ist der Wert, der einem Menschen als solchem undhat

auf Grund seiner Handlungsweise, also kraft des Maßes der Er-
fiillung seiner sittlichen und rechtlichen Pilichten, also seiner
sittlichen und rechtlichen Unversehrtheit zukommt“ (Binding,
Lehrb. I, 136).9)

Beleidigung aber ist der Vorwurf, man habe sich durch un-
sittliches, menschenunwürdiges Handeln der Würde eines sitt-
lichen Menschen unwert gezeigt, weil in diesem Vorwurf eine
Mißachtung dieser Würde und eine Verletzung des Willens, der
auf Ehre hält" (Binding, Die Ehre .. .. S. 26 ff.), bZw. eine
Gefährdung der Meinung über den sittlichen Wert des Angegrifenen
(Kohler, GA 47, 10) liegt.

So verneint Württ. KassH, 23. Mai 1877, WGBI 13, 246 eine
Beleidigung durch die Bezeichnung „Dickbauch“, weil darin kein

1) „Das Gesetz enthält keine Definition des Beleidigungsbegrifis, heißt es
in GA 3, 434, Anm. 4 des Herausgebers, „weil es davon ausgeht, daß dieselbe
dem täglichen Leben angehört und sich daher jedem Vechsel des Volksbewußt
seins anzuschließen hat; demgemäß ist unter ihm die Verletzung der Ehre zu
verstehen." Der Vorentwurf ersetzt in der Bezeichnung des Abschnitts 21
das Wort „Beleidigung“ durch „Ehrverletzung“, enthält sich aber auch einer
Definition der Ehre (vgl. Begründung, S. 701 f.).

2) So leicht darf man sich über den Begrit der Ehre denn doch nicht
or kurzen An-

Niesewand (S. 2) der vieldeutig sei undhinwegsetzen wie
merkung streift, im übrigen aber vermeidet, Weil
im Gesetz auch nicht mehr grebraucht werde4, Vgl. auch Stenglein,
GS 42, 83.

Rubo (S. 708); ferner sehr aus führlich Kohler,
ahnlien(Del) Ganz

GA 47. utsches Strafrecht II, 158 ft.) hatte die Ehre als

Reflex sittlichen Wertes einer Person aufgefaßt, den diese durch ihre
innere Entwickelung sich erworben hat, Vgl. auch Häring, Das christliche
Leben (Sittenlehre) S. 250 f., der im Begrift der Ehre auch den „Gedanken an
ein sittliches Urteil, das den sittlichen Wert einer Person anerkennt" als ent-
scheidendes Merkmal auffaßt.
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Angriff „auf die Rechtlichkeit oder Sittlichkeit des Strafklägers
liege.

Es wäre aber doch ein wunderliches Resultat. wor
solche Bezeichnung z. B. des Landesherrn nicht als Moie
beleidigung bestraft werden könnte. ") Deshalb tragen auch

di

meisten Vertreter dieser engeren Fassung des Ehrbegrins bai
Bedenken, solche Schimpfworte und insbesondere auch die ani
malischen unter den Begrif zu subsumieren. Sie fassen ebent
Caoneatz zu der zitierten Entscheidung, derartige Bezeichnunee
in der Pat als Angrife auf die Rechtlichkeit und Sittlichkeitn
weil in ihnen die Behauptung enthalten sei, es fehle dem so Ro'

zeichneten „an der Fähigkeit zu sittlicher Auffassung“, er sei pin
Mensch, bei dem von sittlicher Achtung überhaupt keine Redo
mehr sein könne.) Es fragt sich aber doch, ob man auf diese
Weise nicht, nur um den Begriff der Ehre zu retten, den Schimpf.
worten eine Bedeutung beilegt, die sie nicht haben.

B. Gerade den letzten Punkt betonen mit großer Schärfe
die Vertreter der zweiten Ansicht ), die auch ihrerseits davon ans-
gehen, daß solche , Unwerturteile im Volkston* als Beleidigungen
aufzufassen seien. Sie weisen, um den Schwierigkeiten, in die
Binding und Kohler mit ihren Erklärungsversuchen geraten, darauf
hin, daß man unter Ehre nicht jene allgemeine Menschenwürde
verstehen dürfe, die bei jedermann urspriünglich dieselbe sei,
sondern daß man differenzieren miüsse, wie ja schon der gemeine
Sprachgebrauch diferenziere, der keine allgemeine Ehre ), wobl
aber verschiedene Standesehren kenne, während doch die sitt-

) Da ja der Begriff der Beleidigung des $ 95 StGB der gleiche ist wie
der allgemeine Begriff der Beleidigung im StGB überhaupt. E. 40, 416.

Kohler, GA 47, 80.

s. 90 .nd t men (Ygl. D. t, 277, 224 f.), vgl. auch Mlerkel, Lehrb.
angeführten drastischen Beispiele; ebenso OT, GA 24,

574; 22, 602; OLG SA zurt, Würt. J. 4, 303; RG, GA 46, 204.
) „Ehre sagt Paulse

der bthik, 1. Aufl., 8. Buch, 5. Kap.,S. 146 . „ist das Maß von Cal
ert, das einem jeden in der SchützSeiner Umgebung beigoloct

eine Kautmannsehre, eine Küns
ehre, eine Ofiziersehre, eine

sobea eine Studenteneeon A-
Kayalios De

Besitz derselben bedeutet, daß ein Glied dieses Kreises den besont
forderungen gerecht wird, die innerhalb desselben an es gestelt erden,

1iohen Anforderungen im strengsten Sinn für alle Menschen die-
selben seien (vgl. Frank S. 306 f)

Ebre im Sinne dieser Autoren ist der nicht allein durch die
oittlichen*, sondern ebenso oder noch viel mehr durch die .„S0z-

alen Qualitäten bestimmte Wert eines Menschen. Die Ver-
wobiedenbheit der Ehre der Einzelnen hat ihren Grund in der
Versebiedenheit der Eigenschaften, welche die Betreffenden
Perade zur Erfüllung ihrer spezifischen Aufgaben benötigen. Diese
als Ehre zusammenfaßbaren Eigenschaften eines Menschen wirken
in doppelter Art: sie erzeugen eine Schätzung bei Anderen und
reflektieren zugleich in dem eigenen Bewußtsein.!)

Hiernaclh werden als Angriffe auf die Ehre folgende zwei,
dem Wesen nach zu trennende Fälle unterschieden:

1) die Rufgefihrdung,
2) die Ebrenkränkung.

Im ersten Fall ist „die durch die Behauptung bei Dritten
vielleicht hervorgerufens Mißachtung das maßgebende Kri-
teriun des Delikts, im zweiten Fall fordert die Ehrenkränkung
eine Ausgleichung, „weil der Betroffene selbst sich mißachtet
fühlen kann“.)

ad 1): Zur Herabsetzung der Wertschätzung durch Dritte
geignet sind nach Liepmann „alle die Kundgebungen, welche
die Behauptung enthalten, es besitze jemand nicht die-
jenigen Eigenschaften, die fiür die Erfüllung seiner Aufgaben
wesentlich, unentbehrlich sind, oder er habe Eigenschaften, die
sich mit der Erfüllung dieser Aufgaben nicht vereinigen lassen.
Beleidigung ist also für L.ür Ziepmann (nach französischem Vorbild)
die Negation der „essentiellen Qualitäten; nur diese, nicht auch
noch andere, kommen bei der Bewertung durch Dritte und ebenso
auch bei der Selbsteinschätzung in Betracht. Denn

ad 2): Auch bei der Alterierung der Selbsteinschätzung
kann man, „indem man den Begriff objektiviert, nur solche

Zusammenrückung der Ehre mit der Selbstschätzungbzgl. der zus) Vgl. bz
Ehren und Ehre, S. 31: Paulsen, Ethik, S, 446,neustenes uch hat t konseguenter heißen: Weil der Betrotfene selbst sich

mißachten, seine Selbstschiätzung verringern kann«? Es handelt sich doch um
eine Analogie zum ersten Fall! Ich flrchte, Liepm amn hat sich von dem
edanken der „Gefühlskränkung“ im Sinne y, Bars noch nicht ganz losgemacht;
vgl. Beling, Ueble Nachrede, S. 34,
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Angrife beriicksichtigen, die zugieich em Urteil anderer, lat.
h. nur eben

Angriffeartiger Personen beachtlich erscheinen. d
auf wesentliche Qualitäten.')

Damit glaubt Liepmann eine gentügende Erklärung dafür no
funden zu haben, daß nicht bloß Aeußerungen, die den sittli
Wert eines Menschen in Frage stellen, sondern auch solche, dia

liche Mängel, also nicht b
nsittlichkeitintellektuelle wesentliche
als Belejidi.sondern auch Unfähigkeit zum Gegensta nd

gungen aufgefaßt werden; inshesondere glaubt er damit anch a:
Erklärung für den beleidigenden Charakter der Schimpfworto
gefunden zu haben.

C I. Diese Erklärung ist in der Tat für eine Reibe von
Fällen, die der Binding-Kohler'schen Auffassung große Schwierie.
keiten bereiten, recht einleuchtend. Insbesondere manchen ani.

malischen StSchimpfworten kann man, ohne ibrem Sinne Zwang
anzutun, eine derartige Bedeutung sehr wohl beilegen. Aber es

re Schimpfworte und be-gibt außer den animalischen noch andere
schimpfende Redensarten, die nichts weiter sind als der Ausdruck
einer rohen Gesinnung, über die Qualitäten des Angegri fenen
dagegen rein gar nichts aussagen.) Für solche Fälle ist offenbar
auch die Liepmann'sche Fassung des Ehrbegriffs nicht genügend:
der Vorwurf, der gegen Binding und Kohler erhoben wird, fällt
vielmehr bis zu einem gewissen Grad auf Liepmann selbst zurick.

Außerdem gerät Liepmann mit seinem erweiterten Ehrbegrif
in neue, der Binding- Kolhler'schen Ansicht ganz unbekannte
Schwierigkeiten, deren Tragweite er nicht genügend beachtet hat.

II. Zweifellos besteht ein Zusammenhang zwisclhen hre und
sozialer Stellung. Die Beleidigung erscheint in der Tat als ein

Gefährdungs delikt, wie zuerst von Frank, dann von Kohler be-
tont wurde. Sie ist, soweit sie vor Dritten erfolgt, generell ge-

gl. zum Vorangehenden: Vgl. D. 4, 219 I1. Aehnlich v. Lili enthal,
Vgl.

+, 397; Frank 306; RG., GA. 38, 343; vgl. v. Liszt S. 885.
cedensurten wie; „Steig mir den Buckel hinauf“ und ähnliche drastisehe

Ausdrücke. alt der Linie des bekannten Zitates aus Göthes Götz stehe,
stellen doch nic
dadurch eine mit esnalb Beleidigungen dar, weil dem Betreffenden

Kang und Stellung nicht zu vereinbarende Handlung zUge-
mutet wird.

11

oionet. die soziale Stellung des Angegrifenen, soweit diese auf der
Vertschätzung durch Dritte beruht, zu schädigen.)

Zu beachten ist aber bei der von Liepmann sogenannten
Rufgefährdung, daß die Eigenschaft einer möglichen Schädigung
dor sozialen Stellung nicht allein schon eine Aeußerung zur Be-
leidigung macht, daß es im Gegenteil genug Kundgebungen gibt,
walche Ansehen, Kredit und das ganze äußere Fortkommen der
osßten Gefahr aussetzen, ohne nach allgemeiner Anschauung die

Bhre des Verletzten im Geringsten anzutasten.
Bei näherem Zusehen erscheint nämlich die Beleidigung nur

als Unterabteilung eines Begriffs, der alle Kundgebungen umfaßt,
welche generell geeignet sind, den Betroffenen in seiner oder der
andern Leute Meinung herabzusetzen; mit andern Worten: die
Beleidigung als Gefährdungsdelikt im Sinne Liepmanns steht auf

des Mißfallens, deseiner r Stufe mit jeder beliebigen Aeußerung des
Tadels, kurz: mit der Gesamtheit der ungünstigen Urteile über-

und in-haupt, die über Eigenschaften, Fähigkeiten, moralische
tellektuelle Qualitäten eines Andern gegenüber Dritten oder dem
Angegriffenen selbst geäußert wverden können.) 3)

Es geht nun aber nicht wohl an, in allen diesen ällen Be
leidigung anzunehmen.4) Es ist eben einmal nach allgemeiner

1) Die Beleidigung unter vier Augen ist selbstverständlich speziell dazu
nicht imstande: daraus folgt aber nur, daß eine Definition, welche allein die
,auf der Achtung der Mitmenschen beruhende soziale Stellung“ als Angrifls-
objekt der Beleidigung berücksichtigt (vgl. Frank S. 307), offensichtlich nicht
weit genug ist. Ir diesen Fehler einer zu engen Definition verfällt allerdings
Liepmann nicht.

2) Paulsen (System der Ethik S. 446) spricht ganz konsequent in allen
diesen Fällen wenn auch nicht von einer Verletzung der strafrechtlich ge-
schitzten Ehre, so doch von einer Verletzung des „Ehrtriebs“, der, als eine
eigentbmliche Modifikation des Selbsterhaltungstiebsas
den „ideellen Selbsterhaltungstrieb* – gerichtet ist „auf
Selbst in der Vorstellung und zywar sowohl in der eigenen als in der fremden
Vorstellung“.

) Was Liepman S. 229 von der schweren Verunehrung behauptet, näm-
ieh daß sie den Betroffenen selbst schle chter machen kann, gilt überhaupt für

e
Jede ntung

4) Wenr Hess (die Ehre uawy. S. 28) alle diejenigen Kundgebungen, welehe
„tlen Leumund einer Person, d. h. schlechthin die Gesamtheit der ghnstigen
Urteile ber ihren Wert herabzusetzen geeignet sind“, nach S$ 1S6, 187 StGB
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Taktlosigkeit,
sondern nur eine

Anschauung keine Beleidigung,
wenn man einer empfindsamen iungen Dame sagt, sie sei kein

Schönheit, oder einen Professor der Naturwisssenschaften dadurch1icherlich zu machen sucht, daß man von ihm behauntet T gehe

iepmannieden Sonntag zur Kirche.')) Das verkennt auch ;
micht: er stellt ia eben deshalb den Satz auf: ,Gefährlich w :
sOziale Stellung und deshalb Bele1digung ist nur das AbsDreche
der wesentlich en, zur Berufsausübung unentbehrlichen O
täten (s. Vgl. D. 4, 233).

Aber diese Einschränkung erscheint erstens durchaus will.
kürlich und zweitens genügt sie nicht.

1. Was ist überhaupt eine wesentliche Eigenschaft? Wl
sich Liepmann hier etwa an D. Hlmendingen), den er S 99:
zitiert, anschließen, und einem Offizier, dessen Keuschheit in
Zveifel gezogen wird, schlechthin, auch wenn er verheiratet ist,
kein Antragsrecht wegen Beleidigung zugestehen? Und zu welcher
Entscheidung würde Liepmann kommen, wo würde er die Grenze
als üble Nachrede bzw, Verleumdung bestrafen will, so gerät er damit ehenso
ins Ungemessene wie bei seiner Fassung des Beleidigungsbegriff's im Sipne
des $ 185, die ihn jede Gefühlskränkung als Beleidigung aufzufassen zwingt.

) In einenm leichtlebigen Kreis wird ja wohl auch der mit mitleidigen
Augen angesehen, dem man nachsagt, er habe noch keine galanten Abenteuer
erlebt; und sicherlich kann es in irgend einem verlorenen Winkel in den Tiroler
Bergen den guten Ruf eines Mannes gefährden, wenn von ihm gesagt wird,
er glaube nicht an den leibhaftigen Teufel.

deutscher Be-steht unser
9 Gerade duren ene s ols defamatory# alles auf-leidigun

faßt, „was den Angegriffenen in den Augen seiner Mitbürger als Menschen und

Geschftsmann herabsetzen kann, also nicht bloß den Vorwurf strafbarer Hand-
lungen, des Betrugs, der Unehrbarkeit, unmoralischen, lasterhaften Lebens
wandels, sondern auch den ansteckender Krankheiten, geschätlicher Unfähig
keit usw., kurz alles, was in den Augen rechtlich denkender Menschen eine
tble Meinung von ihm hervorrufen oder ihn des freundschaftlichen oder ge
selligen Verkehrs berauben kann* (vgl. v. Lilienthal, Vgl. D. 4, 1!1
Anm. 3).

) v. Almendingen, Ueber Verletzungen des guten Namens und u
Ehre, im Magazin f. d. Philosophie u., Geschichte des Rechts, I, 2, 5 ft, mein
„lch habe den Geistlichen nicht injuriiert. dessen Herzhaftigkeit im Duell e
aNetel zOg, nieht den Ofizier, dem ich eben keine Keuschheit oder keinen

alunen an Athanasius' Intallibilität nachreden wollte. Denn der Statu
tentliches Urteil über den persönlichen Mut des Lehrers oder hber

die Rechtsinnigkeit des bewatfneten Verteidigers des Vaterlandes sankoome
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oiehen, wenn jemand nachgesagt wird, er sei abergläubisch, ängst-
ich. nervös, außerordentlich nervös, von einer Nervosität, die
ihn an ieder ernsten Arheit behindere? Oder er könne nicht lesen
nd schreiben oder nur notdürftig lesen und schreiben?

Allerdings : je unentbehrlicher eine Eigenschaft erscheint,
desto mehr sinkt die Achtung der Leute vor dem, welchem sie
mangelt; wenn aber eine Eigenschaft „bei der Stellung der betr.
Person zwar erwünscht, aber nicht gerade nötig ist, k 1) hat sie
dann jede Bedeutung fiür die soziale Bewertung verloren? Offen-
bar bandelt es sich doch nur um Grade: ein scharfer Schnitt
1äBt sich überhaupt nicht wohl machen, und es erscheint durch-
aus willkürlich, wenn man sagt: von hier an wird das Absprechen

von Eigenschaften für die soziale Stellung gefährlich, vorher nicht.)
Das Ergebnis wäre also zunächst dieses: findet man das

Wesen der Beleidigung in der schädigenden Beeinflussung der
sozialen Wertschätzung, welche eine Person erfährt, so läßt sich
nicht mit Bestimmtheit sagen, auf welche Eigenschaften sich das
abs) rechende Urteil beziehen muß. Objektive Grenzen des Be-
oidioungsbegriffs gibt es alsdann nicht.leidigu

2. Nicht einmal in ihrer Beschränkung läßt sich die Definition
Liepmanns durchfüihren: denn immer noch wäre der Vorwurf eines
wesentlichen körperlichen Gebrechens als Beleidigung aufzufassen,
auch wenn absolut kein Vorwurf in moralischer Hinsicht darin
liegt. Zur Widerlegung genügen zwei Beispiele: es wird von
einem Kapellmeister gesagt, er sei taub, oder von einem Maler,
er sei blind geworden. Daß es sich hier, trotz Beethoven, um
wesentliche Eigenschaften handelt - insbes. im zZweiten Beis piel
ist jede Widerrede ausgeschlossen – kann keinem Zweifel unter-

ebensowenig aber kann ein Zweifel darüber bestehen,
daß man den Begriff der Beleidigung und der Ehre vergewaltigt,
wenn man solche Angriffe in ihn aufnimmt.9)

1) Frank S. 306.
2) „Der Defekt des Talents, der Gewandtheit, des raschen Ueberblicks,

der passenden oder treffenden Ausdrucksweise, sind das nicht alles „Mängel
des sozialen Werts«? Binding (Lehrb. I, 143, Anm. 2) hält das fùr selbst-
verständlich.

3) Ebenso wenn v. Lilienthal (S. 398) die Behauptung Jemand Sei krank,
allgemein als Beleidigung autfaßt, sofern eine Krankheit
den Befallenen -unsoziabel« machen würde; daß die Behauptung, jemand sei
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Anschauung keine Beleidigung, sondern eine Taktlosigkeit
wenn man einer empfindsamen jungen Dame sagt, sie sei i keine
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nicht: er stellt ja eben deshalb den Satz auf: ,Gefährlich f
soziale Stellung und deshalb Beleidigung ist nur das Absno
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lieh nervüs, außerordentlich nervös, von einer Nervosität, die
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mangelt; wenn aber eine Eigenschaft „bei der Stellung der betr.
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sozialen Wertschätzung, welche eine Person erfährt, so läßt siclh
nicht mit Bestimmtheit sagen, auf welche Eigenschaften sich das
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wesentlichen körperlichen Gebrechens als Beleidigung aufzufassen,
auch venn absolut kein Vorwurf in moralischer Hinsicht darin
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einem Kapellmeister gesagt, er sei taub, oder von einem Maler,
er sei blind geworden. Daß es sich hier, trotz Beethoven, um
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2) „Der Defekt des Talents, der Gewandtheit, des raschen Ueberblicks,
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3) Ebenso wenn v. Lilienthal (S. 898) die Behauptung, jemand
allgemein als Beleidigung autfaßt, sofern eine Krankbeit behauptet ist, die
den Betallenen „unsoziabel« machen würde; daß die Behauptung, jemand sei
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sondern nur eine

Anschauung keine Beleidigung.
wenn man einer empfindsamen jungen Dame sagt, sie sei kein
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kiürlich und zweitens genügt sie nicht.
1. Was ist überhaupt eine wesentliche Eigenschaft9 lra

sich Liepmann hier etwa an w. Almendingen ), den er s 9:
zitiert, anschließen, und einem Offizier, dessen Keuschheit i
Zyeifel gezogen wird, schlechthin, auch wenn er verheiatet ist
kein Antragsrecht wegen Beleidigung zugestehen? Und zu welcher

wiürde er die GrenzeEntscheidung würde Liepmann kommen, wo

als nble Nachrede bzw, Verleumdung bestrafen will, so geräüt er damit ebensa
ins Ungemessene wie bei seiner Fussung des Beleidigungsbegriftsim Sinne
des $ 185, die ihn jede Gefühlskränkung als Beleidigung aufzufassen zvingt.

) In einem leichtlebigen Kreis wird ja wohl auch der mit mitleidigen
Augen angesehen, dem man nachsagt, er habe noch keine galanten Abenteuer
erlebt; und sicherlich kann es in irgend einem verlorenen Winkel in den Tiroler
Bergen den guten Ruf eines Mannes gefährden, wenn von ihm gesagt wird,
er glaube nicht an den leibhaftigen Teufel.

2 Gerade durch diese seine Beschrak otory# alles aut-
deutscher Be-steht

jdigungsbegrift im Gegensatz zum e5al weor als Menschen und
Lesoleo niht hloß den Voryrf strafbarer Hand-he

lungen, des Betrugs, der Unehrbarkeit. unmoralischen, lasterhaften Lebenš

wandels, sondern auch den ansteckender Krankheiten, geschäftlicher Cnfäig
keit usw. kurz alles, was in den Augen rechtlich denkender Menschen eme
üble Meinung von ihm hervorrufen oder ihn des freundschaftlichen oder ge
selligen Verkehrs berauben kann“ (vgl. v. Lilienthal, Vgl. D. t H
Anm. 3).

) v. Almendingen, Ueber Verletzungen des guten Namens und e
Ehre, im Magazin f. d. Philosophie u. Geschichte des Rechts, I, 2, 5 , memt
„lch habe den Geistlichen nicht iniuriiert, dessen Herzhaftigkeit im Due
in Zweifel zog, nicht den Offizier, dem ich eben keine Keuschheit oder

festen Glauben an Athanasius' Infallibilität nachreden wollte. Denn ue har
Kein öfentliches Urteil über den persönlichen Mut des Lehrers oder e

die Rechtsinnigkeit des bewaffneten Verteidigers des Vaterlandes sanktioniert:

- 13

oiehen. wenn jemand nachgesagt wird, er sei abergläubisch, üngst-
oh. nervüs, außerordentlich nervös, von einer Nervosität, die
n an jeder ernsten Arbeit behindere? Oder er könne nicht lesen
nd schreiben oder nur notdürftig lesen und schreiben?

Allerdings: je unentbehrlicher eine Eigenschaft erscheint,
o mehr sinkt die Achtung der Leute vor dem, welchem siedesto mehr

mangelt; wenn aber eine Eigenschaft „bei der Stellung der betr.
Person zwar erwünscht, aber nicht gerade nötig ist, 1) hathat sie
dann iede Bedeutung für die soziale Bewertung verloren? Ofen-
har handelt es sich doch nur um Grade: ein scharfer Schnitt
Bt sich überhaupt nicht wohl machen, und es erscheint durch-
aus willkürlich, wenn man sagt: von hier an wird das Absprechen
von Eigenschaften für die soziale Stellung gefährlich, vorher nicht.)

Das Ergebnis wäre also zunächst dieses: findet man das
Wesen der Beleidigung in der schädigenden Beeinflussung der
sozialen Wertschätzung, welche eine Person erfährt, so läßt sich
nicht mit Bestimmtheit sagen, auf welche Eigenschaften sich das
absprechende Urteil beziehen muß. Objektive Grenzen des Be-
leidigungsbegiis 310gibt es alsdann nicht.

2. Nicht einmal in ihrer Beschränkung läßt sich die Definition
Liepmanns durchführen: denn immer noch wäre der Vorwurf eines
wesentlichen körperlichen Gebrechens als Beleidigung aufzufassen,

auch wenn absolut kein Vorwurf in moralischer Hinsicht darin
liegt. Zur Widerlegung genügen zwei Beispiele: es wird von
einem IKapellmeister gesagt, er sei taub, oder von einem Maler,
er sei blind geworden. Daß es sich hier, trotz Beethoven, um
wesentliche Eigenschaften handelt insbes. im zweiten Beispiel
ist jede Widerrede ausgeschlossen - kann keinem Zweifel unter-
liegen; ebensowenig aber kann ein Zweifel darüber bestelhen,
daß man den Begrif der Beleidigung der Ehre vergewaltigt,
wenn man solche Angriffe in ihn aufnimmt.)

1) Frank S. 306.
) „Der Defekt des Talents, der Gewandtheit, des raschen Ueberblicks,

der passenden oder treftenden Ausdrucksweise“, sind das nicht alles „Mängel
des sozialen Werts“? Binding (Lehrb. I, 143, Anm. 2) hält das für selbst-
verständlich.

3) Ebenso wenn v. Lilienthal (S. 398) die Behauptung, jemand sei
allgemein als Beleidigung autfaßt, sofern eine Krankheit behauptet i
den Befallenen .munsoziabel« machen würde; daß die Behauptung, jemand sei
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II. Will man dieses Resultat Liepmanns vermeiden, : so dant

man eben eine Aeußerung nicht deshalb als Beleidigung strafen.
über die zur Berufsausiübung notwendigen

weil sie „die Meinung udrücken und sO die soziale Stellung desEigenschaften herabzudr

Angegriffenen zu gefährden im stande ist,&
Dies als Grund anzunehmen wurde Liepmann verfiihut a

e von wesentlichenseine Definition der Ehre als einer Summe
Bigenschaften. Eben darin scheint mir sein Fehler zu sto

Nach dem Ausgangspunkt Liepmanns wäre unter Ehre niah
der Besitz bestimmter Eigenschaften, sondern der Bosi
bestimmter Aufgaben zu verstehen: jeder Mensch hat eine hs

weil er eine besondere A ufgabe hat. Man sprichtsondere Ehre,
von Standesehre deshalb, weil jemand als Angehöriger eines ha.
stimmten Standes einen bestimmten Aufgabenkreis, nicht etwa
besondere Eigenschaften besitzt.) \Wrde Liepmann einem un-
fübigen Monarchen die .Monarchenehre aberkennen? Vird ein
unfäbiger Monarch nicht eben doch noch , als Monarch verehrt?

Der Besitz bestimmter Aufgaben ist nun aber. noch nicht das
Wesen der Ehre, sondern nur die Grundlage: das Wesen der
Ehre ist die pflichtgemäße Erfüllung anvertrauter Aufgaben.
Nach dem bei jeden Menschen verschiedenen Aufgabenkreis be-
stimmt sich der Inhalt, die',Weite* der Ehre; die Potenz, die

der Ehre dagegen ist davon ganz unabhängig und be-„Höhe*
stimmt sich einzig und allein nach dem Maß der Erfüllung der
anvertrauten Aufgaben. In einer Aussage über den Inhalt
der Ehre kann nie eine Beleidigung liegen, sondern nur
in einer Aussage iüber die Potenz, die Hühe der Ehre.
Seiner Ehre, seiner Aufgabe un wert erweist man sich
aber nur durch Pflichtverletzung: die Pflichtverletzung

geschlechtskrank, als Beleidigung anzuse hen ist, ist allerdings klar: ofenbar,
weil darin ein Angrift auf sittliche Qualitäten liegt: dagegen kann die Be
hauptung, jemand habe Scharlach, nicht wohl als Beleidigung bestraft werdei
Ohne Berücksichtigung des sittlichen Moments könnte übrigens v. Lilientna
die Behauptung, jemand sei geschlechtskrank gew esen, hberhaupt nicht ab
Beleidigung strafen.

1) Vgl. Bin ding, Ehre, S. 17.
9 Wenn Liepmann, S. 224, sagt: Die Ehre des Richters liegt darun

eme unaDhängige Rechtsprechung zu vervirklichen, so stellt er docn

selbst ganz deutlich au die Aufgabe ab.
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ist die einzige Quelle der Unehre.l) Somit kann als Delikt
Pogen die Ehre, streng genommen, nur der Vorwurf der Plicht-
Terletzung aufgefaßt werden. Damit ist im Grunde der alte
Binding- oblersche Standpunkt wiedergewonnen,") das Problem7-Koh.
der Einreihung und Erklärung des beleidigenden Charakters der
Schimpfworte aber immer noch nicht gelöst.

IV. Ein befriedigendes Resultat, das insbesondere den
mann schen Fehler der ungenügenden Abgrenzung der Beleidigung
gegeniiber der Ansehens-, Ruf-, Kredit- und Autoritätsgefährdung
vermeidet, scheint nur dadurch erreicht werden zu können, daß
man schärfer als es regelmäßig geschieht, zwischen „Inhalts-
beleidigung“ und „Formbeleidigung“ scheidet. Mein Gedanke ist
folgender:

Wenn ich von jemand sage, er sei ein „Dummkopf", so ist
das zweifellos als Beleidigung anzusehen); wenn ich von dem-

von der Natur stark ver-selben sage, er sei „unbegabt" oder
nachlässigt,“ so ist eine Beleidigung nach allgemeiner Anschauung
nicht gegeben. Beide Aeußerungen aber besagen inhaltlich etwa

wie die erste den An-zweite so gutdasselbe; auch kann
gegriffenen in Ruf, Stellung und Ansehen schädigen. Nach Liep-
mann müßten also beide Fälle gleich behandelt werden. Das
geht aber offenbar nicht an. Es kann somit der Grund der Be-
strafung nicht der sein, daß eine Einwirkung auf die soziale
Stellung stattfindet, daß der soziale Wert des Betroffenen, seine
Leistungsfähigkeit usw. in Frage gestellt wird; es kann iüiberhaupt
nicht ein solcher sein, der beiden gemeinschaftlich ist, sondern
nur einer, der die beiden unterscheidet. Was aber die beiden
Fülle unterscheidet, das ist die „Form; und hierin ist der Grund
zu suchen. Die erste der beiden

s ohne nähere Motivierungweiwell aie ,Form“ und die damit alen lst deshalb strafbar.
des Unwvertseins, ausgedriickte Geringschätzung geeignet ist, die,wie § 186
Meinung iüber den Angegriffenen herabzusetzen, oder,
Sagt, „den Andern herabzuwürdigen: mit andern Worten, weil
hier eine Form beleidigung im Gegensatz zu einer Beleidigung

1) So auch sehr bestimmt Binding, Ehre S. 16.
2) Vgl. auch Finger, II, 159 f: Ehre im Sinne von pflichtgemäßer Er-

fullung von Aufgaben.
3) Trotz v. Bar GS, 52. 102: gunz klar wäre es bei „Esel“.
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stimnten Standes einen bestimmten Aufgabenkreis, nicht etwa
bésondere Eigenschaften besitzt.') Würde Liepmann einem un
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Der Besitz bestimmter Aufgaben ist nun aber. noch nicht daS
Wesen der Ehre, sondern nur die Grun dlage: das Wesen der
Ebre ist die pflichtgemäße Erfüllung anvertrauter Aufgaben.
Nach dem bei jeden Menschen verschiedenen Aufgabenkreis be.
stimnt sich der Inhalt, die,Weite* der Ehre; die Potenz, die
„Höhe* der Ehre dagegen ist davon gunz unabhängig und be-
stimmt sich einzig und alein nach dem Maß der Erfüllung der
anvertrauten Aufgaben. In einer Aussage über den Inhalt
der Ehre kann nie eine Beleidigung liegen, sondern nur
in einer Aussage iüber die Potenz, die Hühe der Ehre
Seiner Ehre, seiner Aufgabe un wert erweist man sieh
aber nur durch Pflichtverletzung: die Pflichtverletzung

geschlechtskrank, als Beleidigung anzusehen ist, ist allerdings klar: oenbur
weil darin ein Angriff auf sittliche Qualitäten liegt: dagegen kann ae
hauptung, jemand habe Scharlach, nicht wohl als Beleidigung bestratt were
Ohne Bericksichtigung des sittlichen Moments könnte übrigens v. Lilientn
die Behauptung. jemand sei geschlechtskrank gewesen, überhaupt nicht
Beleidigung strafen.

1) Vgl. Bin ding, Ehre, S. 17.
9 Wenn Liopmann, S. 224, 8agt: Die Ehre des Richters lieg

ene unabhängige Rechtsprechung zu verwirklichen, so stellt er docn m

selbst ganz deutlich auf die Aufgube ab.
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Pogen die Ehre, streng genommen, nur der Vorwurf der Plicht-
Terletzung aufgefaßt werden. Damit ist im Grunde der alte
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Schimpfworte aber immer noch nicht gelöst.

IV, Ein befriedigendes Resultat, das insbesondere den
mann schen Fehler der ungenügenden Abgrenzung der Beleidigung
regenüber der Ansehens-, Ruf-, Kredit- und Autoritätsgefäbhrdung
vermeidet, scheint nur dadurch erreicht werden zu können, daß
man schärfer als es regelmäßig geschieht, zwischen „Inhalts-
beleidigung* und „Formbeleidigung* scheidet. Mein Gedanke ist
folgender:

Wenn ich von jemand sage, er sei ein „Dummkopf*, so ist
das zweifellos als Beleidigung anzusehen ); wenn ich von dem-

von der Natur stark ver-selben sage, er sei „unbegabt* oder
nachlässigt,“ so ist eine Beleidigung nach allgemeiner Anschauung
nicht gegeben. Beide Aeußerungen aber besagen inhaltlich etwa
dasselbe; auch kann die zweite so gut wie ie erste den An-
gegriffenen in Ruf, Stellung und Ansehen schädigen. Nach Liep-
mann miüßten also beide Fälle gleich behandelt werden. Das
geht aber offenbar nicht an. Es kann somit der Grund der Be-
strafung nicht der sein, daß eine Einwirkung auf die soziale
Stellung stattfindet, daß der soziale \Wert des Betroffenen, seine
Leistungsfähigkeit usw. in Frage gestellt wird; es kann überhaupt
nicht ein solcher sein, der beiden gemeinschaftlich ist, sondern
nur einer, der die beiden unterscheidet. Was aber die beiden
Fälle unterscheidet, das ist die „orm*; und hierin ist der Grund
zu suchen. Die erste der beiden Aeußerungen ist deshalb strafbar,
weil die „Form“ und die damit, allerdings ohne nähere Motivierung
des Unwertseins, ausgedrückte Geringschätzung geeignet ist, die
Meinung über den Angegriffenen herabzusetzen, oder, wie § 186
Sagt, „den Andern herabzuwürdigen: mit andern Worten, weil
hier eine Formbeleidigung im Gegensatz zu einer Beleidigung

) So auch sehr bestimmt Bin ding, Ehre S. 16.
) Vgl. auch Finger, I, l59 ff: Ehre im Sinne von pflichtgemäßer Er-

fullung von Aufgaben.
) Trotz v. Bar GS. 52, 102: ganz klar wäre es bei „Esel“.
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durch den Inhalt vorliegt. Dle zweite Aeußerung dagegen a:
ehen dieser besonderen „Form" eTmangelt, kann in ihrer

chmackgemäßen, keinen irgendwie zu beanstandenden Boi
onthaltenden Einkleidung weder als rormbeleidigung noch anch
da sie ia ibrem Inbalt nach s0 wenig WIe dle erste AenßemN
dem Betroffenen einen Vorwurf der Piichtverletzung m ooht
als Inhaltsbeleidigung aufgefaßt werden.

Allcemein: Eine Beleidigung ist erstens dann gegeben. wenm
der Inhalt der Aeußerung geeignet ist, den Betroffenen bei sicl
oder Anderen verächtlich zu m achen (wie § 186 StGB Sact)
d. h. wenn es sich um einen Vorwurf der Pilichtverletz Uno
um eine Anzweiflung der Pilichttreue handelt ); eine Beleidieun.
ist zweitens aber auch dann gegeben, wenn die Form der
Aeußerung den Betroffenen vor sich oder anderen herabzu-
würdigen geeignet ist, d. h. wenn durch den Täter zum Ans.

ene verdiene nicht wie eindruck gebracht wird, der Angegriffene
anständiger Mensch behandelt zu werden usw., und der Ausdruck
dieser Meinung „nach herrschender Sitte, VolkS- oder Standes.
meinung* (badisches StGB 290) als Beschimpfung, Ver-
unehrung gilt. ))

V. Ohne diese Voraussetzungen ist eine Beleidigung nie ge-
geben, mag auch eine noch so große Rufgefährdung oder Gefitibls-
ränkung mit der Aeußerung verbunden sein.')

) lch lege als0 dem Ausdruck „veräch tlich machen“ in § 186 eine Be-
boi: nbereinstimmendziehZlenung aur den orasCHen enes

97: 393 Anm. 10.Liej
) Es ist, sagt das württ. 0LG Wùrtt. J. 17, 240, dabei „insbes. die Aut-

fassung und Anschauungsweise der in Frage kommenden Volkskreise, sowi0
die Gewöhnung der Beteiligten zu bericksichtigen". Die Grenzziehung mag
ja manchmal zweifelhaft sein und im Einzelfall eine genaue Untersuchung
erfordern, ob etwas noch als „Schimpf angesehen oder das Verhalten es
Täters nur als Grobheit, Unverschämtheit, Taktlosigkeit aufgefaßt wird; aese
Frage hat uns aber im Hinblick auf die Hauptfrage nach der Beleidigung*
fähigkeit von Personengesamtheiten nicht weiter zu beschüftigen.

) Was die Kreditgefihrdung des § 187 und ihre Beziehung zur Beleidguus
betrit, s0 genigt es, auf den ,Vorentwurt" und die „Begründung“ zu ver
Weisen; im Vorentwurf § 261 ist die Kreditge fährdung gestrichen; vgl. be
gründung S. 713 t.

Nenn ich den Lieblingshund einer alten Jungfer töte, um ihr ein Lety
einen Schmerz zuzufügen, oder das Leibroß einer Exzellenz verletze, kanu
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Jch möchte das im folgenden an einigen vielumstrittenen
Beispielen näher ausführen.

Die Kritik einer künstlerischen Leistung z. B. kann solange
picht Beleidigung sein, und zwar gegentber einem Künstler so
tvenig wie gegenüber einem Dilettanten, als sie das Werk zwar
als schlecht, unbhaltbar, unkünstlerisch, als Zeichen der Unfähig-
keit oder des mangelnden wissenschaftlichen oder künstlerischen
Ernstes ) hinstellt, es aber streng sachlich und innerhalb der
Grenzen des formell Erlaubten tut.) Beleidigend ist sie erst
dann, wenn ihr ein Vorwurf der Unsittlichkeit zu entnehmen ist
oder wenn der Kritiker mit Schimpfworten um sich wirft.")

nicht wegen Beleidigung der Jungfer, der Exzellenz bestraft werden. Ebenso-
wenig aber wird ein Vater durch Verführung seiner Tochier beleidigt (das
nimnt in der Tat an: HeßB, Neue Thesen III); denn dann wäre der Vater
auch beleidigt, wenn die Tochter auf der Straße geküßt, 1

vonn es etwa von demnngeredet oe alicherweise hieße, es sei verführt worden. Vgl. RG, GA 48,
1; über Bestrafung des Ehebruchs als Beleidigung des nichtbeteiligten Gatten

vgl. OLG Marienwerder, GA 44, 400,
1) Trotz Frank, S. 307.
2) Die Unterscheidung, welche hier von Liepmann, Frank, v. Bar u. a

zwischen Künstlern und Dilettanten gemacht wird, ist unberechtigt. Wohin
sollte es denn führen, möchte ich v. Bar entgegenhalten, (vgl. GS 52, 103).
wenn darüber Prozesse getührt würden, ob ein Kinstler falsch gesungen oder
auf dem Klavier unrichtige Töne angeschlagen habe ?

senschattlicher Streitfra gen
Tat dem Richter, der doen nie ut io Entscheidung darûber
und künstlersob Hackels Theorien richtig oder falsch sind, oder ob das erste
Allegro von Beethovens Neunter schneller oder langsamer genommen werden
muß?

3) Gleichgiltig ist, ob eine Kritik dem Betroffenen nur vereinzelte oder
fortwährende Fehlgnge in seinen Berufsleistungen nachsagt; v. Bar meint
Zwar (GS 52, 102): „Wer im Allgemeinen in seinem Beruf Vorzügliches leistet,
kann doch einmal oder in einzelnen Füllen ein verfehltes Werk schaften, sich
vergreifen, sich irren, ohne daß dies auf die Persönlichkeit ein nachteiliges
Licht wirft,4 Wenn man aber den Vorwurf, es habe jemand eine Dumnhet

begangen, nicht als Beleidigung straten wll, e Wolkenhihttel.
und da verkehrt oder dumm handelm ka" (so t kainmal-) un-
GS 25, 6S), so könnte man mit dieser beino Handlung nachsagen,
gestraft jemand auch eine unsitncues PBn gnch auf moralischem
a selbst der beste Mensch wie auf intellektu
Gebiet seine schwachen Stunden hat.

Hammeley , Die Kollektivbeloldigung.
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Wenn Liepmann ferner Beleidigung annimmt in Fällen wie

folgenden (Vgl. D. 4, 235): es Wird in stockkatholischer Gegendjemand nachgesagt, er sei Freimaurer, oder in urprotestanti
er sei Jesuit, oder in konservativem Kreis, er sei Sozialdemol
oder in antisemitischem, er sei Jude, '}) so ist darauf zu erwide
daß derartige Aeußerungen allerdings dem Ruf und Ansehen )
Betrofenen gefährlich, aber deshalb allein nach deutschem Roolk
noch nicht beleidigend sind. Aukßerdem sind die von Lienmon.
gewiühlten Beispiele einseitig: sie haben alle einen gewissen Rei
geschmack, und dieser allein könnte sie ev. zu Beleidiguneo
stemneln, Ganz deutlich ist das bei der Bezeichnung .Jesuits
Zweifelhafter bei „Sozialdemokrat“.") Man setze statt „Jesuits
einmal Katholik“, und das beleidigende Moment verschwindet
sofort. Warum führt Liepmann nicht auch das Beispiel an: es
wird in einem liberalen Kreis von jemand behauptet, er sei
„konservativ; oder in einem stockkatholischen, er sei Pro-
testant? Wenn in orthodoxem Kreis von jemand behauptet
wird, er habe keinen festen Glauben an die Dreieinigkeit. so jst

. so lange nicht etwa und nun kommedas keine Beleidigung
ich auf den auch von Liepmann in seinen Beispielen unwillkürlich
angenonmmenen Grund ein Vorwurf der Unwahrhaftigkeit, der
Unehrlichkeit und Charakterlosigkeit ) aus der Aeußerung
Zu entnehmen ist.4)

) Die französische Praxis würde in solchen und ähnlich gelagerten Fällen
wegen „diffamation* strafen; vgl. die bei Liepmann, S. 234, Anm. 2 zitierte
Entscheidung, in der es heißt, daß die Beschuldigung gegen eine franzo

gehörigen
Gesellschaft, eine preußische zu sein, deren F'abriken preub t:ms
gehörten, geeignet sei, diese Gesellschaft in den Augen des frar

, in dickbayrischerum ihren Ruf zu bringen. (Wie wäre es, wenn etwa von einer

Gegend ansässigen Firma gesagt Yurde, sle so P u erblicken; vg
er:ente neigen tu el 19 96: 15, 306). rrOLG Dresdoy

stratbar wurde dagegen erklärt die Behauptung, ein Soldat habe andere
Sozialdemokratie verführt; OLG Dresden, 4. April 1895, Dr. Annalen 1, o4.
Die Bezeichnung ,Sozi ist nach Lage des Falls als Formbeleidigung autzuas0

) Die Bezeichnung „Jesuit ist unter Umständen auch als Schimpfwor,
d. h. also als Formbeleidigung strafbar

) Emem Geistlichen gegenüber wird der Vorwurf des Atheismus mest
Deleldigung sein, weil es eine Charak terlosigkeit wiüre, nach auBen hin e
Dogma zu vertreten, dem man im tiefsten Herzen fremd gegenubersteht ("
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Liepmann ist auch auf falschem Wege, wenn er den Vorwurf
des Abweichens von der Standessitte eo ipso als Beleidigung be-
geichnet. Die Standessitte kann ja auch eine Standesunsitte sein:
man sagt z. B. von einem Studenten, er sei abstinent, oder habe
schon von seinem ersten Semester an gearbeitet und während
seiner ganzen Studienzeit kein einziges Kolleg geschwänzt; oder
von einem Leutnant aus adligem Hause, er habe sich mit einer
„Bürgerlichen verlobt. !)

Zweifelhaft ist es, inwieweit Beleidigung gegeben ist, wenn
man peinliche Situationen, denen jemand wider Willen ausgesetzt

der Oeffentlichkeit preisgibt? Wenn man fälschlicherweise1Val,

von einem Mädhen oder einer Frau sagt, sie sei vergewaltigt
worden, so liegt in dieser Behauptung ein Vorwurf in sittlicher

ein Angriff auf die moralischen Qualitäten ohneBeziehung: e
weiteres jedenfalls nicht; o. Lilienthal nimmt aber Beleidigung
deshalb an, weil die Betiroffene dadurch als untauglich oder weniger
tauglich zur Erfüllung ihrer spezifischen sozialen Aufgaben hin-

I es sich hier um einegestellt werde,) Liepmann deshalb, weil
Degradation in den Kulturansprüchen“ handle (S. 267), und die
Betroffene als bloßes „Ding“, als „Mittel zur Befriedigung der
sinnlichen Begierden eines andern charakterisiert werde,
eine Verletzung der dem Menschen als einem Kulturwesen zu-
kommenden Ehre darstelle. Damit weist Liepmann auf ein Mo-
ment hin, das allerdings ausschlaggebend ist, das aber eine Be-
strafung nicht wegen Inhaltsbeleidigung, wie Liepmann annimmt,

v. Lilienthal. Vgl. D. 4. 899), (Ein ähnlicher Grund wird wohl auch in dersuchen sein,
Entscheidung des OLG München (11. Okt. 1894, ME 8, 13 istliicher habe am
das den § 186 auf die Behauptung angewendet r Sozialdemokraten besucht.)
Tace einer Reichstagswahl den VersuHoot oine Inhaltsbeleidigung

) Beim Vorwrf des Nichtsatisfaktion
stillschweigend der Vorwurf der Feig-dann vor, wenn sich ausdrücklich

"eifel: anzunehmen ist: eine Formbeleidigungheit damit verbindet, was im
ahell davon z. B. in der Aeußerung erblicken

auenhalakt
dagegen wird man

ktionsuntähig –, indem man davon ausgeht,können: Leutnant
Offizierslkreisen als grobe Anpöbelung, als Schimpf-daß dieser Aussprue

wort at ird; vgl. Liepmann, Beleidigung, S. 29 f.
Begründung trilt nur für ein Mädehen zu. sofern hier „der

Mangel der Jungräulichkeit als soziale Minderwertigkeit betrachtet wird
nicht aber fùr eine 60 jährige Witwe.
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sondern nur wegen Formbeleidigung zuläßt. Es ist näml:a
Bestrafung aus dem Gesichtspunkt der Formbeleidigung a
herründet, wenn von dem Geschehnis in unilätiger, zotiger lW-t
und nur zu dem Zweck und in der Absicht gesprochen win)e

paar Wüstlinge sich die peinliche Situation der Frau recht
lebbaft ausmalen und eine grobsinnliche Freude dariüber emnfa
können.)

Hier noch einige Worte über AeuBerungen, die das Privot

oder Familienleben eines Andern betreffen. In dieser Richtun will
neustens Beling (Wesen, Strafbarkeit und Beweis der üblen Nachr

ede
10 f, 83 ) gegebenenfalls die Bestrafung auch einer erweislich wabr
Aeußerung in Interesse der Diskretion herbeifluhren; vgl. Liepm ann
Beleidigung S. 102 ff. Ebenso brachte auf dem 27. Juristentag (1905
vgl. Verhandlungen 4, 71/72; Hamm den Vorschlag ein, daß Strafschutz

nicht nur gegen eine Beleidigung im gewöhnlichen Sinn, sondern auch
gegen eine Beeinträchtigung des Rechts aut Geheimhalung unangenehmer
Privatsachen und gegen die darin enthaltene Kränkung gewährt werden

Nlit derartigou Gefuhlslk rnman aber lejcht
Von

einer „Bestrafung dessen, der unbefugterweise" oder auch ,in der Absic
zu foppen oder zu höhnen, Familiennachrichten über andere Persone
veröffentliclht, z. B. die Anzeige einer Verlobung (mag diese nun statt-
gefunden haben oder nicht) in die Zeitung einsetzen läßt- (v. Bar, GS
52, 93), kann nach den seitherigen Ausführunggen keine Rede sein. Wohl
aber besteht ein Bedürfnis, den Beleidigungsschutz auf die Fälle der
Behauptung einer wahren Tatsache auszudehnen, in welchen, sofern der
Wahrheitsbeweis nicht zu führen wäre, nach der obigen Scheidung eine
Inhaltsbeleidigung vorliegen würde. Als Inhaltsbeleidigungen können
nun wahre Aeußerungen allerdings nicht mehr bestraft werden - denn
Voraussetzung dieser Beleidigung im engeren Sinn ist eben die Unwahr-
beit bzw. Unerweislichkeit der Behauptung , wohl aber glaube ich, daß

1) S. Liepmann, S. 267 und die daselbst zitierten Ausführungen von
Kietschel. Vgl. RG, GA 45, 47, betr. Beleidigung durch Vorspiegelung einer

bung es erscheint mir nicht zweifelhaft, daß man, wenn auch nicht
geradei
loh:ospiegelung der Verlobung, so doch in der durch die Ver-

geleiteten Benutzung des Mädchens zur Befriedigng
sinnlicher Begierden.,
eine „Beschimpfun nkd den Anschauungen der beteiligten Kreis
Solche Fälle daraut bieknn, Während andrerseits gerade n Emp-

indngen,“ d. h. die CatI dab das „Spielen mit berechtigte idigung
lSschlaggebend istwt ur die Annahme einer BelAuflösung

nes verlöbnisses, insbes .awol bernupt jede willkürliche derartigen

Vertraulichkeiten gar nicht geko
Cen, bei welchem es z

commen ist, Beleidigung wäre.
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in diesen Fällen die Beleidigung aus der Form oder, wie § 192 hinzu-
fhgt, aus den mständen entnommen werden kann. Die Formulierung
des $ 192 shent mir nerur durehaus genligend zu sein. Darnach

tionmüßte
einen aufgestellten Grundsätzen derart sein dol dns U

kompromittierenden wahren Tatsachen ein Hinausgehen über die loyale
Berechtigungsgrenze enthält und dieses Hinausgehen nach herrschender
Sitte, Volks- oder Standesmeinung als Beschimpfung gilt. Die Form im
engeren Sinn, die äußere Einkleidung, kann dabei ganz korrekt sein.
wenn nur die Umstände derart sind, daß aus ihnen eine ofenkundige
Beschimpfung entnommen werden kann.
Frank (Anm. zu § 192) führt das Beispiel an (vgl. auch Zeitschr. 12,

Hochze

einem Kellnermädchen gestanden hat: mit Recht erblickt er hierin
eine Beleidigung, deren Vorhandensein sehr deutlich aus den Umständen,
unter denen sie geschah, hervorgeht. Voraussetzung dieser Annahme
aber ist, daß man - was zweifellos auch den Ausgangspunkt Franks
bildet den unwahren Vorwurf des intimen Verkehrs mit Kellnerinnen

als Inhaltsbeleidigung ansieht. Wenn der Hochzeitsgast an der Tafel von
der unglücklichen Liebe des Bräutigams zu einem ehrenwerten Mädchen
erzählt hätte, so wäre das für den Bräutigam und die ganze Tisch-
gesellschaft zwar auch hóchst peinhen, aber uurels m

Iwahrscheinlich
klingenden Fall zu Tage tritt, liegt aber nicht immer, insbesondere nicht
in dem praktisch wichtigsten Falle der Indiskretion, nämlich dem Vor-
halten eines vor Zeiten begangenen und abgeurteilten Verbrechens oder
Vergehens, so klar auf der Hand.
Einen sehr beachtenswerten Gesichtspunkt stellt hier das Genfer Gesetz-
buch auf, das in art. 308 ein „lediglich von der Bosheit diktiertes Vor-
rùcken strafbarer Handlungen (s. v. Bar GS 52, 130), („imputation dans

unique but de nuire, et sans aucun motif d'intéret publice ou privé")
als Beleidigung strat. Was hier für das Vorrücken strafbarer Hand-
lungen angeordnet wird, das muß entspreene am ich zuandern1Verächtlich« Ergebnis (vgl. GS 52, 130), daß die Mit-

bg einer wahren Tatsache, welche im Falle der Unwahrheit oderteilung
Unerweislichkeit eine Inbaltsbeleidigung darstellen w ürde, dann als Be-
leidigung und zwar als Formbeleidigung gemäß SS 192, 185 zu bestrafen
st, wenn jeder vernünftige Zweck für die Mitteilung oder das Vorbalten
dem Täter bzw. Dritten gegenuber fehlt; „ein vernnftiger Zweck aber
ist nicht die Zutilgung lediglich eines Schmerzes“ (wie v. Bar sagt),
die Befriedigung reiner Bosheit und Rachsucht", Die Situation ist hier
ganz ühnlich wie bei den Schimpfworten: auch bei den Schimpfworten,
animalischen und anderen - diejenigen ausgenommen, welche zugleich,
wie z, B. Dirne, Hure, inhaltlich beleidigend sind- tehlt jeder ver-
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ntinftige Zweck; bei einer groben Verwünschung Z. B. handelt esS s sich ebendaum. sein Mütehen zu kühlen, seine Wut und Rache
koeiodiren. Und wie man dieses loment bei den anerkannten

Schimp-HOrten für genügend erachtet, so scheint es mir auch die Best w
der Indiskretion zu rechtfertigen.
VI Eine Frage wurde noch nicht beantwortet, nämlich a:.

welche Beziehungen weist die Pormbeleidigung zur Ehre anf?
In welchem Zusammenhang mit der Ehre in dem oben Ft

gelegten Sinn von den beiden Unterarten der Belejdirun r
, Inhaltsbeleidigung, steht, ist aus den seitherirenerste. h. died.

Ausfihrungen ohne weiteres klar geworden. Der Zusammenban.
dieunezwschen Ehre und Formbeleidigung dagegen läßt sich nicht

.
unmittelbar nachweisen, und deshalb ist bis jetzt auch jeder Ver.
such gescheitert, sämtliche Fälle der Beleidigung ohne die ohen
vorgenommene Scheidung unter elnen Begrif der Ehre zu suh.
sumieren. Der Zweck eines Schimpfwortes, einer bäuerischen
rohen Redensart ist in der Regel nicht, dem Andern einen tat.
sächlichen Vorwurf zu machen, der auf seine Wahrheit hin ge:
prüft werden könnte, sondern Schimpfworte werden gerade dann
mit Vorliebe oraucht, wenn man über den Gegner etwas Nach-
teiliges nicht sagen kann, aber doch seiner Gegnerschaft, seinem
Zorn, seiner allgemeinen Abneigung usw. Ausdruck verleihen will
Wie kommt es nun aber, daß trotzdem im Volksbewußtsein die
völlige Gleichstellung eines solchen Ausdrucks roher Gesinnung
mit dem wirklichen Ehrangriff sich vollzieht? Man kann dies
vielleicht darau zurückftühren, daß es der großen Masse bis zu
einem gewissen Grad gleichgültig ist, ob eine Unwertserklärung
motiviert, mit Gründen versehen ist oder nicht, und daß auch
ein leeres Schimpfwort eben als versteckter Vorwurf aufgefaßt
wird: der Hörer. der vielfach den Eindruck hat, als ob der
die eigentlichen Gründe seiner Mißachtung versch weige und so
die Aeußerung willkürlich ihres Inhalts beraulbe, wird dazu ver-
leitet, den entsprechenden Inbalt je nach Geschmack und Kombi-
nationsgabe hinzuzudenken und die leere Form mit einem wirk-
Iichen Vorwarf anzufüllcn, und so hat man sich daran gewonul,
Beschimpfungen unwillkiürlich mit einem Inbalt, der dem Ange
giffenen an die Ehre geht, mit einem wirklichen Vorwurf, einen
Absprechen der Wirde, die aus der moralischen Integritat eu
springt, zu verknüpfen bzw. zu verwechseln. Nur so ist es
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möglich und bis zu einem gewissen Grade gerechtfertigt, in diesen
Pällen, wenn auch nicht von direkten, so doch von indirekten,

im Volksbewußtsein zum mindesten als solchen aufgefaßten An-
orifen auf die Ehre zu reden. Locker genug bleibt der Zusammen-

Aber deshalb nach einem andern Angrifisobjekthang immerhin.
der Beleidigung zu suchen, wäre dennoch verfehlt, insbesondere da
die seitherigen Versuche in dieser Richtung als durchaus miß-

ngen zu betrachten sind. Vielleicht eignen wir uns doch nochlung
einmal ale „wohltuende Gleichgiltigkeit der Engländer gegen
Schimptfworte“ an.

VII. Ueber den ergänzenden Beleidigungsschutz der $$ 14, 15
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb sowie der S$ 824,
926 BGB S. Kolhler, GA 47, 150; Begründung S. 713; Finger,
UWG 170; Lobe, UWG 119 f.; E. 31, 86.') )

Durch diese Bestimmungen wird in allen einigermaßen er-
heblichen Fällen, in welchen die herrschende Lehre ein schutz-
würdiges Interesse, insbes. Kreditinteresse, erblickt und damit
auch schon, entgegen der hier entwickelten Ansicht, das Eingreifen
des Beleidigungsschutzes für begründet erachtet, ein hinreichen-
der zivil- und strafrechtlicher Schutz gewährt, der die Konsequenzen
unserer Verengerung des Beleidigungsbegrifs auch vom prak-
tischen Standpunkt aus als völlig unbedenklich erscheinen läßt.

1) Der Merk würdigkeit halber sei angeführt, daß Fuld, UwG 137, das
Delikt des § 15 UWG als Verletzung der Ehre betrachtet. Demgegentber
OLG Dresden, SGZ 17, 53; OLG Munchen, ME 9, 277; Kohler, GA 47, 82.

) Die Behauptung pflichtwidrigen Handelns, auf Grund deren die Ent-
lassung eines Angestellten erfolgt, fällt nicht, wie das RG (E. civ. 57, 158)
meint, unter § 824, sondern unter § 823 Abs. 2 BGB, da es sich hier in
Tat um Beleidigung handelt, die Vorschriften über

91 BGB zu be-Schutzgesetz i. S. des § S23 Abs. 2 BGB darstellen.
L sei krank (vgl. oben S. 18),

urteilen wären dagegen die Behauptus 1 odar sei von einem Dritten
oder andersgläubig, oder AUsneinan Iinglhcksfall dauernd arbeits-um sein ganzes Vermögen betrogen,
nfähig gemacht worden, habe ein urmes Mädchen geheiratet usw.



2. Abschnitt.

Die Beleidigung von Personengesamtheiten insbesondere.

§ 3.

Begriff der Personengesamtheit.

Entwickelung des Problems.

Personengesamtheiten als Objekte der Rufgefährdung.

A. Personengesamtheit ist jede durch einen Begriff umfaßte,
eine Einheit bildende Mehrzahl von Personen. ein gemein-Irgend
sames Merkmal, auf Grund dessen man von einer Einheit sprechen

gegeben sein, wobei jedoch sowohl Größe und Um-Kann, muß ceo
fang (eine Personengesamtheit stellen z. B. dar: die Juden, die
deutschen Richter, die Ein wohner von Berlin, der Reichstag, die
AktiengesellschaftX, die Familie Y usw.) als auch die Organisation

für den Begriff unwesentlich ist: der Zusammenhang kann, wie
eben diese Beispiele zeigen, ein engerer oder loserer, das gemein-
same Band entweder nur ein rein innerliches (z. B. gemeinsame
Ueberzeugung) oder ein nach außen mit einer Organisation ver-
knüpftes sein, und diese Organisation kann selbst wieder menr
oder weniger straff erscheinen. um schlieBlich bei der juristischen
Person, bei welcher eine Repräsentation des Ganzen duren das
Organ stattindet, ihren Höhepunkt zu erreichen. Es ist klar,
daß gerade diese Verschiedenheit in Größe und Struktur bei der
Beantwortung der Frage nach der Beleidigungstäbigkeit von enl
scheidender Bedeutung sein muß. wie sich denn auch der Strelr
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in der Hauptsache eben darnm dreht, wo der Einschnitt zu
machen und die Grenze der Beleidigungsfühigkeit zu ziehen ist.
Die Notwendigkeit einer Grenzziehung überhaupt liegt auf der
Hand und stand auch von jeher, soweit nicht die ganze Frage
von vonherein mit einem runden Nein beantwortet wurde. ganz
außer Zweifel, weil ja schließlich, abgesehen davon, daß es
eine Fülle von Begriffsgesamtheiten“ gibt, die eben nichts weiter
als „bloße Abstraktionen des Denkens darstellen und in keiner

Veise dem Urteile Dritter als faßbares Ganze gegenübertretenWeise
(vgl. Bolze, GA 26, 3), auch die gesamte Menschheit als eine
Einheit in Betracht kommt, welche den Gegenstand von Meinungs
änßerungen bilden kann.

B. In der Geschichte des Problems war speziell die Frage,
ob eine Gesamtheit juristische Persönlichkeit besaß, also „Person
im Rechtssinn war oder nicht, von hervorragender Bedeutung-
Dies war für die gemeinrechtliche Literatur der entscheidende
Gesichtspunkt und ist es vielfach auch heute noch, und zwar
sind für die einen wie friüher so auch heute begriffliche, für die
andern kriminalpolitische Momente maßgebend.")

Abgesehen von der Amtsehrenbeleidigung (Beleidigung von
Behörden und öffentlichen Körperschaften), die immer eine ge-

1s iüberwiegendesonderte Behandlung erfuhr, ließ die wweitauS
das gemeine Recht die Möglichkeit der BeleidigungMeinung fiir

juristischer Personen zu, soweit nicht bloße Zwecksatzungen in
Frage kamen, und verneinte sie für die übrigen Kollektiveinheiten.
Vgl. die Aufzählung bei Goltdam mer, GA 16, 847.)

) Dabei stellt die im vorangegangenen Abschnitt hervorgehobene Ver-
schiedenheit der Fassung des Beleidigungsbegritfs nicht auch zugleich hier
die Grenze dar, sondern innerhalb einer und derselben Kategorie differieren
die Ansichten so sehr, daß z. B. Binding, Kohler und Hälschner von
einer, man kann sagen, gemeinsamen Definition der Beleidigung aus jeder
wieder zu einem andern, teilweise diametral entgegengesetzten Resultat ge-
langen.

) Man beschäftigte sich jedoch, insbes. die italienischen Juristen, „mehr
mit der Frage, ob bei der Beleidigung des Mitglieds eines Kollegiums usw.
dem letzteren selbst die Klage zustehe, und gelangte zu dem Ergebnisse, daß

dies ullerdings der Fall sei, weil hier eine mittetbure gu
zeigt, daß das eigentliche Problem den italienisct
Manchen gemeinrechtlichen no¢h nicht klar geworden ist; vgl. darüber C. F.
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Auch in den Gesetzgebungen der Enzelstaaten wurden v

mißir die juristischen Personen als mögliche Obiekto gel.
leidigung aufgefilhrt, wobei jedoch einige Gesetzbiicher dwbe.
anch auf die Familie und ganze Stände ausdehnten. SoS
Z. B. das allgemeine Landrecht II, 20, S 564 vont
leidigungen, welche einer ganzen Gemeine, Korporation

Pamilie zugefiügt werden,* und bestimmt. daß diese ,von dereneinzelnen Mitgliedern, soweit auch sie die Injurie trift (), gerite
werden können. Das österreichische Strafgesetz von 1852 nennt
in § 492 gesetzlich anerkannte Körperschaften,“ gibt aber nur den
Vorständen das Klagerecht.') Hannover, art. 265 Zif. 2. nennt
Stände, Köperschaften oder vom Staat anerkannte Relicion.

„ganze Personen-gesellschaften; Thüringen, art. 192 Ziff. 4:
klassen, oder politische oder religiöse Gemeinden oder GenosSen.
schaften* mit dem Klagrechte jedes Mitglieds (vgl. art. 193 Zif a
In den Entwürfen zum preußischen StGB waren außer den
Amtsehrenbeleidigungen öffentlicher Behörden usw. auch .Stände.
Familien, Gemeinden, Korporationen und Gesellschaften* als
passive Subjekte einer Beleidigung genannt, mit der Bemerkung,
daß jedes einzelne Mitglied die Beleidigung verfolgen könne, in
diesem Fall aber eine fernere Verfolgung von seiten der andern

Klein, cit. GA 25, 99. - Wer aber in der Tat eine direkte Belei digungs-
fahigkeit der jur. Persof annahm, shloß dabei doch regelmäßig den Tatbestand

Beleidigung bei denjenigen jur. Personen aus, deren Substrate, wie z. B
Stitungen nd herelitas jacens, lediglich aus Sachen bestanden; damit

ahns (GS 27, 489) gub man eben selbst zu, daß das privat-
rechtliche Institut der jur. Person an sich die Beleidigungsfähigkeit
bedingt.4

) Der § 492 kennt Beleidigungen mit Ausnahme der Beschimpfungen bei
nd resetzlich anerkannteAngriffen gegen Familien, ötfentliche Behörden

Korpersehatten. Gesetzlich anerkannt sind aber nicht bloß Korporationen mit
öffentl. Funktionen, sondern auch jeder private Verein, dessen Statut die D
hörde genehmigt hat. Durch Gesetz vom 17. 12. 1862 sind dann noch r ane
Beleidigungen Angriffe gegen den Reichsrat, Landtag, die Armee oder riote
oder eine selbständige Abteilung einer der beiden letzteren hervorgenou
Für Beschimpfungen droht § 496 StGB eine erhöhte Strafe an,, wenn e
5etragen absichtliche Geringschätzung geren ganze Klassen oder Stände ue
Durgerliehen Gesellschaft, gegen Religionsgesellschaften oder Nationalitaten a
den Tag legt". Vgl. Liepmann, Beleidigung S. 76 f; Finger I, T0.
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Mitglieder unstatthaft sei.") Der Entwurf von 1845 nannte
nurmehr „Korporationen und andere juristische Personen und
gab nur dem Vorstand das Antragsrecht; ) der Entwurf von 1847
bestimmte dagegen wieder, daß die Ehrverletzungen gegen ganze
Stände, Korporationen, Gesellschaften und Familien von jedem
einzelnen Mitglied verfolgt werden dürften, während der Entwurf
yon 1850 und mit ihm das preußische StGB diese Vorschriften

endgiltig tallen ließ.
Das Reichsstrafgesetzbuch erwähnt die juristischen Personen

iberhaupt nicht, sondern regelt expressis verbis nur die Beleidigung
yon Behörden und politischen Körperschaften. Ebenso hat
der Vorentwurf zum neuen StGB nur für diese kollektiven Per-
soneneinheiten Beleidigungsfähigkeit statuiert und sie damit
Zugleich allen andern organisierten Personeneinheiten, mögen sie

juristische Persönlichkeit besitzen oder nicht, abgesprochen; vgl.
Begründung, S. 720.

Dementsprechend verneint heute die herrschende Lehre die Be-
leidigungs fähigkeit juristischer Personen sowie der Kollektiv-
einheiten iberhaupt. Jedoch nehmen insbesondere Kohler (GA 47,
141), Frank (S. 307), Stenglein (GS 42, 83), Zimmermann (GA
25, 101) auch für das s geltende Recht die Möglichkeit einer Be-

leidigung wenigstens der juristischen Personen an.
I. Die Begriündung dieser Annahme ist verschieden, sowohl

was die Beleidigungsfähigkeit als solche, als auch was die Be-
schränkung gerade auf die juristischen Personen betrift.

1. Nach Stenglein können ein Recht auf Ehre, d. h. nach
seiner Auffassung auf äußere Achtung, von den Personengesamt-
heiten nur diejenigen besitzen, welche üiberhaupt Subjekte von
Individualrechten sein können.)

) Entwurf von 1830 § 208, 1833 § 236, 1836 § 349, 1843 § 282.
) Vgl. GA 16, S41,

) „Die Personeneinheit muß eine anerkannte Persönlichkeit haben, sie
darf nicht aus einer losen Masse, gleichsam einem Meteorschwarm, bestelhen,
Wenn es sich um Kategorien von Personen handelt, die unter sich in keiner
andern Beziehung stehen, als daß sie durch eine gemeinsame Bezeichnung
umfaßt werden, Z. B. ach ihrer gemeinsumen Beschäftigng, nach ihrem ge-
meinsamen Glauben, nach ihrer Nationalität, so bilden sie keinen Körper, der
ein Recht auf gewisse äußere Achtung hat, dessen Rechte überhaupt
Desondere in Bezug auf diese äuBere Achtung verletzt werden können. GS 42, 83.
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9 Anch Zimmermann, GA 25, 101, geht vom BegrirA

Persönlichkeit* und der „Persönlichkeitsrechte * ans. er
inristischen Person ist, wenn auch nur durch Rechtsfiktion
Seele eingehaucht, und es wird ihr, soweit dies überhaunt mt
lich ist. wenigstens in der Richtung ihres besonderen Vir-
kreises Persönlichkeit, Rechtsfähigkeit, die dignitas im römiseh
Rechtssinne beigelegt, so daß auch deren existimatio duveh
achtung verletzt werden kann.“) Ist aber damit die Beschr:nl
gerade auf die juristischen Personen genügend motiviert? Wi

Vird
eine nichtrechtsfähige Lesegesellschaft durch den Vorwurf

sie
lege obszöne Blätter auf, nicht mindestens ebenso stark betrofen

G ausgestattete? Zimner-wie eine mit juristischer Persönlich keit au
mann bat wohl selbst ein Gefihl des Zweifels gelhabt, sonst hita
er nicht bei seiner Aufzählung der zu schiützenden Gesamt-
persönlichkeiten auch solche Gesellschaften beigesetzt, welche
wenn sie vom Staat auch nicht als juristische Personen förmlich
anerkannt worden sind, doch eine ähnliche Verfassung wie jene
haben und denselben nachgebildet sind,4 Damit aber hat er
seinen eigentlichen Ausgangspunkt verlassen.

3. In ähnlicher Weise hatte schon Köstlin (Abhandl. S. 24)
die Beleidigungsfähigkeit der juristisch hen Personen darauf ge-
gründet, daß der Staat ihnen die Rechte einer Person und damit
auch das Recht auf Ehre beigelegt habe.)

4. Ebenso spielt bei Kohler der Gedanke einer Verletzung
der Persönlichkeit noch eine bedeutende Rolle. Die mit der
pbysischen Person durch Verleihung von Persönlichkeitsrechten
auf eine Linie gestellte juristische Person besitzt, das ist Kohlers
AUSgangspunkt, ebenso wie die physische ein Recht auf Ehre,

1) „Eine wissenschaftliche Astalt kann nur in Beziehung auf ihren Zweck
encihvde. daß siebeleidigt werden, z. B. wenn ihr wissentlich falsch

den anderwärts im Examen Durchgefallenen sofort die besten Diplome oder

Zeugnisse erteile. Die Gesellschaften zum Zweck geselliger Unterhaltung uen
Lektüre, Feste usw. werden zunächst mit Rücksicht hierauf z. B. durch dde

WISsentlich falsche Nachrede, daß nur obszöne Blätter im Lesekabinett uu
gelegt, auf den Bällen unschickliche Tänze aufgeführt würden, dann aber
wohl, da derartige Gesellschaften in der Regel auch Vermögen besitzen,
ihrer vermögensrechtlichen Ehre gekränkt werden können“.

) Aehnlich die Begründung fast aller remeinrechtlichen Autoren; Vg
darüber Zimmermann, GA 25, 98.
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was innerlich dadurch gerechtfertigt erscheint, daß auch die
wistische Person als solche sittlich oder unsittlich handelndeln kann.
.Es entwickelt sich eine gewisse Gleichmäßigkeit, eine Tradition
und Geschäftspraxis, und in dieser Kontinuität läßt sich als Ein-
heit ein bestimmter Kreis von Maximen feststellen, der eine sitt-
liche Schätzung zuläßt und zwar eine Schätzung im Ganzen,
nicht nur im einzelnen Fall. Es müssen daher auch der juristischen
Person Mittel zu Gebote stehen, um gegen diejenigen die Stimme
zu erheben, welche ihre Geschäftsweise als inkonsequent und
unzuverlässig oder gar als verkehrt und innerlich verderbt dar
stellen möchten. ) Ist aber dabei Kohler nicht entgangen, daß,
ganz abgesehen davon, daß auch bei einem nichtrechtsfähigen
Verein eine solche Geschäftspraxis entstehen kann, Voraussetzung
jedes so begründeten Schutzes ist, daß die juristische Person
schon eine gewisse Praxis hin ter sich hat und nicht erst
in den Kinderschuhen steckt? Welchen Zeitraum, wie viel Ent-
wickelungsjahre erachtet Kohler denn als hinreicheheno und not-
wendig? Und wer sollte im einzelnen Fall feststellen, ob die ge-
forderte Kontinuität vorhanden ist oder nicht?

II. Diese ganze, nach den vorangegangenen Begründungs-
versuchen denn doch noch etwas zweifelhaft erscheinende An-
nahme der Beleidigungsfähigkeit juristischer Personen wird aufs
entschiedenste bekämpft namentlich von Binding (Lehrb. I, 140).
dem in diesem Punkt die überwiegende Rechtsprechung des
Reichsgerichts zur Seite steht.) Juristische Personen können
nach Binding deshalb prinzipiell nicht beleidigt werden, ,weil sie
die menschliche Ehre nicht haben. \Wenn sie auch von Rechts
wegen handlungsfähig sind, so treten doch immer nur die einzelnen
Organe handelnd auf; nur für diese kommen daher die Begriffe
„ sittlich * und „unsittlich handeln* in Betracht, und deshalb tragen

auch nur diese, nicht aber das Ganze, die Ehre oder Unehre
ihrer Handlungen davon. Juristische Personen können nicht

1) Vgl. GA 47, 142 f.
) Sehr energisclh auch Finger, II, 168 f., der es als eine „höchstbedauer-

liehe, ungesunde Anschauung* erklärt, wenn man Stiftungen, ja sogar einer
Zeitung« Beleidigungsfähigkeit zugesteht; „einem nicht faß- und greifbaren
Schemen, einer Abstraktion, Ehre zuerkennen zu wollen, ist ein Unding“
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beleidigt, sondern nur in ihrem Kredit und ihrer Autorität an-
gegriffen werden.') Wenn jemand beleidigt ist. So könen es

nur die einzelnen Mitglieder sein.
Das ist ja sicher richtig, und darauf weist auch Häsoh

(preuß. Strafrecht II, 245) hin, daß, ,wenn der Staat ein
Substrate, das nicht natürliche Person ist, rechtliche Handlun

ngs
Bihickeit beilegt, daraus noch keines wegs folgt, daß er die
inristische Person in irgend einer sonstigen Beziehung der not

natür.
lichen Person gleichgestellt hätte." Aber bedenklich erschott
die Konsequenz, , die Biniing und das Reichsgericht ziehen missan

: daß näämlich der Schutz der $S 196mnd in der Tat aucn
Anamales zu betrachten sei (vgl.197 StGB als etwas

RG III, 4. Nov. 1901, GA 48, 441; E 4, 75; 9, 1; 3, 246: 1 1to:
RG 6. Mai 1902, DJZ 7, 486). Damit steht das Bindingsche
Resultat offenbar in striktem Gegensatz zu positiv-rechtlichen
Bestimmungen.

Und ebenso ist es, wenn sich D. Bar (GS 52, 189 f) ent.
sprechend seinem Ehrbegriff, durchaus ablehnend verhält,.2

II Nun wird aber gegen die Frank-Stenglein-Kohlersche
Definition, die eine Beleidigungsfäihigkeit von Kollektiveinheiten
nur dann annimmt, wenn sie gleichzeitig juristische Personen
sind, umgekehrt auch noch der Vorwurf erhoben, daß sie zu eng
sei. So bemerkt Hälsdhner (Deutsches Strafrecht II, 169). daß
ein sittlicher Wert den menschlichen Gemeinschaften, gleich-
viel, ob sie juristis che Pers onen sind oder nicht, inne-
wohnen könng, sofern „die Gemeinschaft sich als eine durchaus reale,
das sittliche Leben der Einzelnen bestimmende Macht betätige
und bewäihre, die sogar über das Leben des Einzelnen binaus-
wirkend einander folgende (ienerationen untereinander zu ver-
binden vermöge".)

!) „Die fälschlich sog. Beleidig
heit nur eine VerlotzunJ58 politischer Körperschaften ist in Wabr-chen zu-

Onmenden Achtung« (Bindisr Potsehen Binrichtung als solche
2) ,„Juristische Per berhan. , 61s). . sagt v. Barersonen und üb esamtpersÖnlicl

(ähnlich Heß S. 27), „können nicht beleidigt we den der Be-erden, da sie
leidigung charakteristischen Seelensclhmerz nicht e künen

) Die Schwierigkeit, die H älschner otPMndenlb nicht verkennt,

liegt bei dieser Schlußfolgerung darin, daß doch erst einmal festgestellt werde
mus, ob sich in der Tat in einer Gemeinschaft -ein sittlicher Geist“ gebiuce
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Ünd Bolze, GA 26, 3 ., meint, es genüge zur Beleidigungs-
hickeit einer Gemeinschaft das Vorhandensein eines gemein-
samen Ehrgefübls,') das im Einzelnen lebt und wirkt und ibn in
seinem Denken und Handeln bindet und leitet; vgl. auch Paulsen,
BHhik. s. 446 ff. Darnach wäre allerdings eine Beschränkung auf
iristische Personen unzulässig; denn „die Personengesamtheiten,
welche das Bewußtsein gemeinschaftlicher Ehre haben und welche
die Gesamtehre geniessen, stehen in diesem Verhältnis, sie mögen
mit juristische Persönlichkeit ausgestattet sein oder nicht. So
wenig der Begriff Ehre seine Wurzeln in Anordnungen des Staats
hat, so unabhängig ist das Gefiühl jener Solidarität bei den be-
zeichneten Personenverbindungen von dem Umstande, ob ihnen
die juristische Persönlichkeit seitens des Staats. verliehen ist
oder nicht. Relevant könnte die juristische Persönlichkeit nur
sein für die Frage nach der Verfolgbarkeit der Beleidigung*
(vgl. GA 26, 3 f.)

Bolze glaubt nun abe die Konsequenzen dieser Annahme
einer Gesamtehre doch nicht, insbes. nicht für das geltende Recht,
voll und ganz ziehen zu dürfen, weil „eine Ausdehnung der Be-
leidigungs fähigkeit auf alle Personengesamtheiten dem Geiste

des Gesetzes, wie es sich aus der historischen Entwicklung ergibt
(vgl. GA 26, 5-14), „widersprechen würde." )
hat oder nicht. Dem Richter, meint Hälschner, könne diese Feststellung
nicht wohl überlassen werden. Noch weniger aber kann doch der Staat von
vornherein sagen: in den und den Gemeinschaften ist ein sittlicher Geist vor-
handen. Der Staat kann durch seinen Machtspruch keinem Gebilde den Geist
der Sittlichkeit einhauchen, sondern er kann nur den einmal vorhandenen sitt
nenen Wert schtitzen und damit allerdings die Möglichkeit eines sittlichen

1) „Soweit das Bewußtsein gemeinsamer Ehre vorhanden ist und im Leben
anerkannt wird, soweit reicht die Beleidigungstähigkeit einer Gesamtheit von
Personen. Mit diesem Bewußtsein gemeinsamer Ehre zieht sich auch die Be-
leidigungsfähigkei der kollektiven Personeneinheit die Grenze. Wo es tat
sächlich einen Kreis nicht umspannt, wo dieser nur in der Abstraktion des
Denkens als eine Einheit zusammengefaßt wird, da kann auch von der Be-
leidigung einer Gesamtehre nicht die Rede sein (z. B. es wird allen Ehefrauen die
Treue, allen Schneidem die Ehrlichkeit, allen Beamten die Unbestechlichkeit

abgesprochen).
) Es stehen, wie er S. 5 sagt, „einer weiteren Anerkennung der Gesamt-

ehre wichtige kriminalpolitische Gesichtspunkte entgegen. Die Gesamtehre
aler möglichen Kollektiveinheiten hat etwas Vages und Unbestimmtes."
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. Bar macht gegenüber dieser Beschränkung mit Recht
walkond (GS 52, 194): „Bolze spricht sich gegen die MBel:ht

bebauptet man nuneiner Beleidigung ganzer Stände aus:
nicht gerade, daß ganze Stände ein Ehrbewußtsein habe aber
man nicht gerade von einer besonderen ,„Standesebros

Noch. viel mehr aber als nach dieser Seite denn ie Ver-des Beleidigungsschutzes schließt ja noch nicht die .
ie Ne-

gierung der Beleidigungsfähigkeit in sich scheint mir Bolzes

sagung

Resultat nach einer andern Richtung hin anfechtbar und aw
ar seiner Beschränkung durchaus unbalthawabgesehen von dieser

u sein: wird denn, so möchte ich gegenüber Bolzes Ausführunen
fragen, nicht überhaupt jede Beschimpfung auch nur eines C.
meinschaftsgliedes von den übrigen Gliedern als Angrif auf die
Gemeinschaft selbst und auf das Gemeinschaftsbewußtsein auf.
gefaßt?1) Empindet nicht immer bis zu einem gewissen Grade

jeder des andern Schande als seine eigene mit? Dann aber wd
ia eine jede Verletzung der Einzelehre zugleich als Verletzung
irgend einer Gesamtehre, d. h. jede Einzelbeleidigung als Kollektir.
beleidigung strafbar, weil kein Mensch außerhalb jegiicher Ge
meinschaft steht. Von Beleidigung einer Gesamtheit kann aber
doch sinngemäß immer nur dann die Rede sein, wenn unmittelbar
dem Ganzen ein Vorwurf gemacht, ein typischer Ehrenmangel

nachgeredet wird.
Das ist auch die Ansicht Liepmanns, der im übrigen mit

Bolze darin übereinstimmt, daß eine prinzipielle Beschränkung
der Beleidigungsfähigkeit auf die juristischen Personen keines-
wegs gerechtfertigt erscheine. Das, was Liepmann unter Elre
begreift, steht allerdings mit dem Besitz juristischer Persönlicl-
keit so wenig wie das von Bolze geforderte Gemeinschafts
bewußtsein in irgend einem Zusammenhang. Da für ihn die Elre
des Ganzen „begründet wird durch den Wert der Zwecke, in
deren Dienst es steht, und die Tauglichkeit zu ihrer Verwirk
lichung“ (Vgl. D. 4, 353), so scheidet Liepmann zwei Arten vot
Ehrangriffen auf Personengesamtheiten, von denen die eine sou
Benauptungen umfaßt, welche „dem verfolgten Zweck des Ganzel

) Wenn auch nicht bei allen Gemeinschaften, s0 doch bei denel t
die Frage na

er beleidigungsfähigkeit von Personengesamtheiten überhaup"
in Betracht kommen.
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den Wert absprechen, während die andere diejenigen Angriffe
in sich schließt, welche „dem Ganzen die Unfähigkeit zur Ver-
virklichung des Gemeinzwecks nachreden. Immer aber muß
es sich, das betont Liepmann ausdriicklich. . um einen Angriff
regen das Ganze handeln.“") Liepmann möchte jedes „vom Recht
nerkannte, organisierte Personenganze gegen unberechtigte Ge-anerka

hrdungen seines Rufs“ (!) -geschützt" wissen.)
Seine Deduktionen erscheinen aber nichts weniger als kon-

coguent: denn eigentlich wäre, seinen Grundbegriffen entsprechend,
iede Personengesamtheit beleidigungsäihig, welche als solehe
einen bes timmten Zweck verfolgt und damit soziale Bedeutung.
sozialen Wert erhält.3) Die Einführung des Erfordernisses
der Organisation erscheint bei ihm ebenso wie bei Bclze nicht
aus begriflichen, sondern nur aus kriminalpolitischen Gesichts-

Offenbar ist aber gerade bei Liepmannpunkten gerechtfertigt.
dieses Erfordernis nicht einmal genügend. Wie soll denn, ganz
abgesehen davon, daß soziale Bedeutung. sozialen Wert auch eine
nichtorganisierte Personengesamtheit besitzen kann - man denke
an den hohen Adel eines Landes, der im Landtag nach einer
bestimmten Richtung tendiert und deshalb vielleicht als rück-
schrittlich bezeichnet wird - der Begriff der Organisation über-
haupt abgegrenzt werden?) Liepmann meint, das Personenganze

1) „Z. B. Behauptung der Kreditunwürdigkeit eines Unternehme

dodurch zugleich sein spezifischer er dor oine nolitischeder Kulturwidrigkeit der Ziele, denen ein kirchlicher
Partei

de lege ferenda; das geltende Recht ist nach seiner
Meinu veit entfernt von einer solehen Autfassung; dagegen findet er die
von ihm vorgeschlagene Behandlung der Fragre bereits verwirklicht im fran-
zösischen Recht.

8) Es wäre also nicht nur Beleidigung, wenn von einer geselligen Zwecken
dienenden Vereinigung gesagt wid, sie lege mur obszöne Blätter in ihrem
Lesekabinett aus (vgl. Zim mermann, oben S. 28), sondern anch einer Gym-
nasiastenverbindung, von der gesagt wird, sie verleite ihre Mitglieder zu un-
solidem Lebenswandel, mnßte man dann wohl oder übel ebenfalls das
recht wegen Beleidigung zugestehen. Ebenso, wenn etwa

würde.in Deutschland die Vertolgung „kulturwidriger Ziele*
nmoinschaft ist) Liepmann sagt z. B. (S. 352): eine Religion unter welche Kategorie

beleidigungstühig, wohl aber eine religiöse
nter welehe die FreimaurerWäre dann eine Freimaurerloge zu subsumieren,

Hamm eloy, Dle Kollektivbeleldigung.
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miüsse außerdem ein vom Recht anerkanntes sein. Was das
deuten soll, ist nicht ganz klar. Doch nicht etwa das, laß dio
Personengesamtheit eine vom Recht geduldete, also nicht ceset-

gesagt. Oder soll dariu eine
Hoh verbotene sei; denn damit wäre überhaupt nichtsiz.

Verb

etwas ganz SelbstverständlichesBickkehr zur juristischen Person liegen? Ich vev
versteckte
des nicht. zu entscheiden; jedentalls aber 1st es auch hier un

lich, die Konsequenzen des Liepmannschen Ehr- und Beleidigungsbegrifis zu ziehen, ohne ins Ungemessene zu geraten
C (Personengesamtheiten als Objekte der Kufgefährdunei

Das eine haben jedoch die Ausführungen Liepmanns und Pa
deutlich gemacht: Personengesamtheiten, und zwar nicht Hoo
iristische Personen, können „soweit sie nur dem Urteil Dritter al.
faßbares Ganze gegeniübertreten und nicht eine bloße Abstral-tis
des Denkens darstellen (Bolze, GA 26, 3), der Rufgefährduno
(Ansehens-, Kredit-, Autoritätsgefährdung) unterliegen. Dadureh
daß eine Personengemeinschaft eigene Tütigkeit entfaltet orh:ll
sie bei IDritten einen selbständigen Wert;) das Ganze genjeßt
einen „Leumund", wie ihn der einzelne Mensch auch genießt:
die iristische Person nicht bloß, sondern auch andere Personen-
gesamtheiten werden als wirkliche „Subjekte* gedacht, über die
man „ein Urteil hat, bald ein günstiges, bald ein ungünstiges,
welches durch Erzählen umgeändert werden kann. “ Ein schutz-
würdiges Interesse liegt also offenbar nicht allein beim einzelnen
Menschen, sondern ebenso bei diesen einen „Leumund* genießen-
den Personengesamtheiten vor. Daß aber die Beleidigungs-
vorschriften nicht dazu da sind, um auf alle verletzenden Angrife

er im Gesetz nichtfür welche ein Strafschutz wünschenswert, aber
statuiert ist, also insbesondere auf alle Fälle der Ruf- und Kredit-
gefährdung ausgedehnt zu werden, ist zur Genüge erörtert, nd
davon, daß der Beleidigungsbegriff gegenüber Personengesamt-
netten weiter als gegeniüber dem einzelnen Menschen zu fassel

insgesamt? Die Heilsarmee wäre danach woh beleidigungsfähig. Ebeis
eine sehr

wohl auch die deutsche Sozialdemokratie. Denn hier wie durt ist Ja
nber z. B.straffe Organisation und Zentralisation vorhanden. Wie stünde

cem Zentrum? Oder mit der Studentenschaft der Universität Tübs
dem Klerus der Diözese Rottenburg, dem Flottenverein usw. :

) Vgl. Liepmann S. 850: Heß, die Ehre S. 27.
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sei. kann selbstvèrständlich keine Rede sein. Es gilt vielmehr
Perade hier, die Konsequenzen jener Ausscheidung des Beleidigungs-
hegriffs aus dem umfassenderen der Rufgefährdung usw. zu ziehen.

Es handelt sich also im Polgenden darum, zu erforschen, ob
innerhalb dieses umfassenderen Begrilf's diejenige Kategorie von
Kundgebungen, welche mit Beziehung auf den Einzelnen als die
Kategorie der Beleidigung anerkannt ist, auch Personengesamt-
heiten gegenüber einer Sonderstellung bedarf, oder ob man sich
hier nicht füglich mit den Begriffen der Ruf, Ansehens-, Kredit-
und Autoritätsgefihrdung begnügen und die Frage nach der
Beleidigung der Personengesamcheiten überhaupt begraben
könnte.

Die Beleidigung von Behörden und politischen Körperschaften

nach geltendem Recht ($ 196, 197 StGB).
I. Das geltende Recht spricht in SS 196, 197 von der Be-

leidigung einer Behörde und politischen Körperschaft. Und
Zwar ist es, nach dem allerdings bestrittenen, aber dem Wortlaut
nach unzweifelhaften Sinn der Bestimmungen die Behörde usw.
als solche, die direkt beleidigungsfähig ist und beleidigt sein
kann, ohne daß zugleich eines oder mehrere ihrer Mitglieder
individuell beleidigt sein müßten.1) )

Die Bestimmungen der $S 196. 197 können nicht bloß Be-
deutung hinsichtlich der Verfolgung einer Beleidigung haben.
Man käme zu den unhaltbarsten Resultaten, wollte man der Be-
hörde usw. nur eine indirekte Beleidigungsfähigkeit zugestehen.
Die Konsequenz wäre insbesondere die, daß von der Strafbarkeit
eines beleidligenden Angrifs nur gerade so lange die Rede sein
könnte, als noch mindestens eine der Personen, relche als

) So die herrschende Mleinung, z. B. Liepmann S. 355: Bolze, GA
26, 17; vgl. E. 4, 76; E. 15, 213; Erk. des Ob.Ger. Wollenbüttel. GA 21, 603;
E. 7, 408; 4, 264; 0. 16, 228: 0, 13, 264 und neustens E. 41, 16S t

) Die gegenteilige Meinung, daß Beleidigung einer Behörde usw. nur
nsoweit möglich sei, als dadurch eine Geringschätzung der die Behörde bil-
denden Personen zum Ausdruck gebracht werde, ist vertreten z. B. in 0T
(0. 15, 246, SG6): 0LG Dresden. 10. Mäür, 1S90, GA 39, 167; OT (GA 22, 250);
V. Sch warze S, 543: Bruhns GS 27, 494.
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Vitelieder der Belhörde bei der angefochtenen T,,.

in denrewirkt baben, am Leben ist, weil antragsberechtict it.
FHllen der $S 186, 187 alsdann nur eryenige wäre, welok en

Zeit der beanstandeten und für verwerflich erklärten Handlune
Mitglied der Behörde gewesen ist, in den Fällen des S 185 nur der-
ienire. welcher zur Zeit der beleidigenden Aeußerung noch

der Behörde angehört.') Dann wäre eime Behörde möglicher.
weise schon nach ganz kurzer Zeit schutzlos allen Beleidigungenaus den Zeiten anderer Zusammensetzung preisgegeben,) wens

7. B. alle Mitglieder aus der fraglichen Periode rasch bi
einander verstorben wären; damit aber wvären die Bestim um
der S8 196. 197 ganz illusorisch geworden. Die Behörde als
solche könnte eine Sühnung des ihr zugefügten Schimpfes und
eine Bestrafung des Täters wegen Beleidigung auf keine Weiso
nehr erreichen. obwohl sie die gleiche geblieben ist und nnp
ibre Mitglieder gewvechselt hat. Und die gleiche ist sie gebliehen

Mitgliederwechsels.9)trotz des
Sofort erhebt siclh aber nun die Frage, ob diese direkte

Beleidigungsfähigkeit nur aus der ausdrücklichen positivrecht-
lichen Bestimmung, oder ob sie schon aus dem allgemeinen Be.
griff der Beleidigung folgt, ob also die §S 196, 197 konstitutive
Bedeutung besitzen oder nicht. Die Entscheidungen des RG,
insbes. E. 4. 75. betrachten, von der Idee der fingierten Persön-
lichkeit ausgehend, den in diesen Paragraphen fir Behörden
und politische Körperschaften statuierten Schutz als etwas
durchans Anormales 4) Nach der Fassung der Paragraphen har

) Diese Konsequenz zieht in der T'at das Sächs. ObAppG (Erkenntnis
vom 9. Febr. 1874, GA 23, 141.)

) Ein Haupteinwand gegen die Annahme der direkten Beleidigung
täahigkelt dieser Gebilde ist ja der, daß die Möglichkeit einer unbegrenzten
Dauer des Beleidigungsschutzes eine zu große Bevorzugung der Gesamtneitet
und eine zu starke Einschränkung der freien Kritik gegenüber antiquleren
AMaBnahmen einer iüberlebten staatlichen Institution in sich schließen wurde

) S. darüber E. 7, 382; Kirchmann, s. 128 Anm.: „ein neugewanle
Reichstag oder Landtag wird die Ermächtigung zur Verfolgung von Beleld
gungen eines früheren geben können, da beide nur eine Körperschatt bie
wenn auch die einzelnen Arbeiten der einen Session nicht als solene zu

setzung auf die folgende übergehen.
) Ebenso E. 9, 1; E. 8, 246: E. 1. 179: RG I 6 Mai 1902, DJZ 1, 0

Württ. OLG, 26, JMärz 1902, Württ. J. 14, 190 1f. (s. oben).
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man aber den unmittelbaren Eindruck, daß die passive Beleidigungs-
bigkeit dieserGebilde nicht als positivrechtliche Ausnahme, sondern
als unmittel bare Folge des Beleidigungsbegriffs angesehen wird.')

II. Wie erscheint diese Annahme begritlich gerechtfertigt?
Vie kann eine Behörde oder politische Körperschaft als Trägerin

des Rechtsguts der Ehre angesehen werden? Das ist die erste
Frage, die im F'olgenden zu beantworten sein wird: ist es mög-

d. h. dem BegriT der Ehre entsprechend , von Be-lich
leidigng einer Behörde usw. (im Gegensatz zu bloBer Ansehens-

efährdung) zu reden? Und die zweite Frage wirdund Autoritätsgefä
twendig. neben der in de Aeußerung stecken-sein: ist es notwe

den Beleidigung der Mitglieder (aller oder einzelner) und An-
sehensgefährdung des Ganzen auch noch von einer Beleidigung
der Gesamtheit zu reden und einen besonderen Strafschutz hie-
für zu statuieren?

1. Nach den Ausführungen des 1. Abschnitts hat die Ehre
den „Besitz bestimmter Aufgaben zur Grundlage; der Gedanke
an die Plicht", genauer an die Pflichtverletzung, spielt beim
Begriff der Ehre eine wesentliche Rolle: die Potenz der Ehre
bestimmt sich nach dem Maß der Erfüllung anvertrauter Auf-
gaben.

Ein spezifischer Kreis von Aufgaben, Rechten und PAichten,

einer Personengesoitrt einen solehen
eit iübertragen werden;kann aber auch

die Behörde und politische Körperschaft
der Tat, so daßB auch sie dadurch, daß sie ihren Willen in einer
Weise betätigt, welche ihren Aufgaben zuwiderläuft, sich einer
„Plichtverletzung* schuldig machen kann. Von Beleidigung im
eigentlichen Sinne kann man also mit gutem Recht bei Behörden
und politischen Körperschaften deshalb reden, weil ein eigener,
vom Willen der Einzelnen selbstverständlich nicht unabhängiger,
wohl aber verschiedener Wille, ein Wille der Gesamtheit vor-
handen ist und dieser Ville sich innerhalb eines von der Rechts-
ordnung bestimmten Aufgabenkreises frei betätigen kann; weil
also Gesamtakte in Frage kommen, die eben nicht mehr als
Willensäußerungen Einzelner, sondern als Willensäußerungen, als
„Funktionen" eines neuen, selbständigen Ganzen in die Er-
scheinung treten.

) So insbes. auch Frank. Vorbem. II zu Abschn. l4.



2. Ist es nun aber auch notwen dig, eine Beleidigung desvielmehr als ein
Pleonas-Ganzen anzunehmen? Erscheint es nichtalhon der Beleidigung der Hinzelpersonen auch n0ch

einer Beleidigung der Summe dieser kinzelpersonen uOn
s ist ja immer ein Hauptein wand der Gegner: daß ciDas
aoohliche Beleidigung der Gesamtheit 1mmer und mit

ange
wendigkeit in Beleidigung von Binzelpersonen auflüse. Wo
einer Kollektiväußerung, heißt es, der Gesamtheit aleOn
gegenüber übrig bleiben könne, sei höchstens ) Ruf-, Ansehens-

anzenKredit- oder Autoritätsgefährdung:") denn wenn dem
PAlichtverletzung vorgeworfen werde, so werde eben damit dos
Einze lnen der Vorwurf der Pilichtverletzung gemacht. da ot
unrichtiges Funktionieren des Ganzen nur durch Pfichtvelato
der Einzelnen oder der Majorität der einzelnen Glieder herhei.
gefiührt werden könne - wenn für das Ganze eine PAlicht ho.
stebt. s0 muß notwendig auch für den Einzelnen eine Plicht
bestehen.) Darauf ist aber zu entgegnen, daß diese Ueher.
wälzung nicht in der Veise stattfindet, daß nun das Ganze
makellos dasteht und nur in seinem Ansehen oder in seiner
Autorität herabgedrückt wird, sondern daß in allen Fällen des
Vorwurfs der Pfichtverletzung einer Behörde oder Körperschaft

gegenüber ein Makel sowohl dem Einzelnen als auch dem Ganzen
angeheftet erscheint. Das ist ja gerade der Unterschied gegen-
über den Fällen, in welchen ein Vorwurf nur dem Einzelnen
gemacht, damit aber eo ipso die Gesamtheit in ihrem Ansehen

) Vgl. oben das Zitat von Bin ding.
) v. Bar GS 52, 190 meint sogar, daß „fast durchgängig bei beleidi-

genden Aeußerungen tber Belhörden und politische Körperschaften nicht sowonl
die Institution selbst herabgewiürdigt werden soll, als vielmehr der Gebraucl,
den die Mitglieder von ihren Befugnissen gemacht haben oder machen; e
sollen also eigentlich nur die Mitglieder getroffen werden; und bei politiscnen

Körperschaften, bei denen wirklieh einstimmig gefaßte wich tige BesCh
selten vorkommen, ist das Angritisobjekt genau betrachtet meist nur die Majota
oder eine unbestimmte Anzahl einzelner Mitglieder".

Das Reichsgericht selbst kommt durch seine ungenaue Ausiruekses
vefihrdungdieser sChauung, daß einer Behörde usw. gegenuber nur Ansehensget
richt z. B.übrig bleiben

Konne, bis zu einem gewissen Grad entgegen : es S
in E. 40, 1S5 auf das „An-Beleidigung auch nur als von einem Angrii
sehen des Ganzen 1 Gegensatz zu der „Ehre« der natiürlichen Personen, Qls

denen sich die Körperschaft jeweils zUsammensetzt.

- 39-
watofen wird,) trotzdem ein Vorwurf unrichtigen Funktionierens
dem Ganzen überhaupt nicht gemacht ist und nicht gemacht
Verden soll. Man kann aber Personengesamtheiten gegeniüber
nicht wohl zwei verschiedene Angriffe einander gleichstellen, die
man Einzelpersonen gegenüber prinzipiell trennt und trennen muß;
und deshalb kann man sich auch Behörden und politischen Körper-
schaften gegenuber nicht mit den Begriffen der Ruf- und Autoritäts-
gefährdung allein begnigen.

II. Demnach ist der Vorwurf unrichtigen Funktionierens
diesen Gesamtheiten gegenüber als Beleidigung aufzufassen.

1. Es wäre allerdings eine unzulässige Abstraktion,) „wollte
man das Amt und den Beamten von einander in der Art scheiden,

daß nur das Amt, die Behörde im Unterschied von den Beamten
beleidigt sei. Die Behörde existiert nur in den als Behörde
fungierenden Beamten, die gesetzgebende Versammlung, die
politische Körperschaft nur in den ihre publizistischen Funktionen
ausibenden Mitgliedern. Gleich wohl wird die Beleidigung der
Behörde und der ihr angehörenden Beamten, der politischen
Körperschaft und ihrer Mitglieder, unterschieden werden müssen.
Die Behörde, die politische Körperschaft ist beleidigt, wenn sie
als solche fungierend beschimpft wird, wenn ihr in beleidigender
Weise Handlungen vorgeworfen werden, die als Handlungen der
Behörde, der politischen Körperschaft als solcher erscheinen und
zu betrachten sind.

Darauf kann es selbstverständlich bei der Frage: ist die Be-
hörde oder nur das Mitglied beleidigt? nicht ankommen, wie der
Vorwurf der Plichtverletzung formell eingekleidet ist, ob eine
Aeußerung etwa lautet: „der Gemeinderat hat durch gesetz-

oderwidriges Handeln die Gemeinde vorsätzlich geschädigt
ob es heißt: „die Gemeinderäte“, oder „die Majorität der Ge-
meinderäte:* der Vorwurf bedeutet inbaltlich jedesmal dasselbe
und geht jedesmal als Vorwurf des nicht richtigen Funktionierens
gegen das Ganze.)

1) Wenn es heißt, in einer Stadtverordnetenversammlung sitze auch nwr
ein Esel, so leidet regelmäBig darunter das gesamte Kollegium und die Körper
schaft als solche.

2) Führt Hülschner, Deutsches Strafrecht II, 172 aus.
3) Uebereinstimmend ein Rechtsgutachten des Spruchkollegiums der Bonner

Juristenfakultät (abgedruckt bei Bolze, GA 26, 20): „Bezieht sich die Be-
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Die Entscheidung, ob ein Handeln der Behörde usw. selbst
r das Objekt einer Aeußeruno

oder nur ein solches einzelner Mitglieder
bildet, ist vielleicht nicht immer ganz einfach. Jedenfalls aben

kann durch die Behauptung oder Verbreitung solcher Handlungen
des Beamten, welche als Handlungen der Behörde iberhaupt
nicht gedacht werden können, eine Beleidigung der Bebörde

nicht begangen werden. )
IUnd nie ist allein schon deshalb eine Beleidigung der :.

schaft anzunehmen, weil das einzelne Mitglied beleidigt und da

durch mittelbar auch das Gemeinschaftsgefühl der Andern tangiow
und die Autorität und das Ansehen des Ganzen in Frage restall.

ist. 2) Man käme ins Ungemessene, wollte man, entsprechend a
Ansicht Hälschners: „Es wird der sittliche Wert einer Gemots
schaft angetastet, wenn die Wiürdigkeit, die Ehre auch nu.
eines Glieds bestritten wird (II, 169) - jede Verletzung ge.
meinsamen Ehrgefühls als Beleidigung strafen. Das zeigen sehr
deutlich die Ausfiührungen o. Niesewands (S. 18), wonach der.
jenige. welcher einer Behörde „ die Fenster einwirft oder ihr
„eine Katzenmusik darbringt", wegen Beleidigung der Behörde
bestraft werden müßte.) Nicht einmal wenn sämtliche Mitelieder

g auf Beschlisse und Handlungen, welehe rechtlich als die der Körper

leidig Einheit annzusehen sind, so darf zwischen einer Beleidigung de
Körperschaft und der einer beschließenden und handelnden Mehrheit ihrer Mit-
glieder nicht unterschieden werden, gleichviel ob der Täter nur von der Körper-
schaft als solcher oder von der Majorität ihrer Mitglieder gesprochen hat".

) „Ein Landtag kann nicht gekauft werden, so wenig ein Richterkollegium
bestochen werden kann. Aber ein Landtag kann sich gegen ein Ministerium
servil verhalten; ein Gemeinderat kann die Mittel einer Stadt verschleudern.
aber er kann die Mittel einer Stadt nicht fur sich ausbeuten. Solche Motive,
welche in der Spbäre der Einzelnen als solcher liegen, können die politische
Körperschaft nicht treffen. Bolze, GA 26, 13

) Vgl. das oben zitierte Gutachten der Bonner Juristenfakultät: orem
die Beleidigung ausdrücklich n gegen ein einzelnes oder einige Mitgle
einer politischen Körperschaft in Beziehung auf ihre Berufstätigkeit geri

1st, kann von einer Beleidigung der Körperschaft nicht die Rede seim. sein
aueh ein solcher Vorgang für die übrigen Mitglieder nicht indiherent s

Ehe end welehen Maßnahmen zur Wahrung ihrer gemeinsame
eben, 80 gewährt ihnen doch das Gesetz nicht die Befugnis, ene

strafrechtlich
3) Dann w.*ung Zu beantracen k

v, X, Ehrenbürger der Stadt A, Ehrenpräsident des Vereins B, Ehrendoktor
duen in der Aeußerung: „Herr v. X, Senior der Familie derel

Loloidigt sind, ist eo ipso auch die als Person gedachte Gesamt-
oit beleidigt.}) Das ist insbes. dann der Fall, wenn die Be-
leidigung der sämtlichen Mitglieder nur eine Formbeleidigung

rstellt.
9. Wenn nämlich die Annahme der Beleidigung einer Be-

hörde usw. davon abhängig gemacht ist, daß ein „unrichtiges
Bonktionieren den Inhalt des Vorwurfs bildet, so folgt daraus,
daß es sich um die Frage einer Beleidigu ng solcher Ge-
bilde immer erst dann handeln kann, y enn den Mit-
oliedern gegen iüber eine Inhaltsbeleidigung mit dem
Vorwurf der Pflichtverletzung vorliegt. Denn ein un-
ichtiges Funktionieren setzt notwendig eine Pfiichtverletzung
seitens der Mitglieder, aller oder wenigstens der Majorität, vor-
aus, Es gibt also Behörden und politischen Körperschaften gegen-
iber prinzipiell keine Formbeleidigung.

der Universität C, Mitglied des Herrenhauses usw. usw., sei ein sittlich und

intellektuell auf tiefster Stute stenender ensen eme beteomtheiten
des unmitterba

trotenen,
hten landansässigen Adels zu erblicken, da es selbst-

orstündlich im Interesse aller dieser Korporationen liegt, daß kein derartiges
Subiekt den „glänzenden Schild ihrer Ehre“ verdunkelt.

1) Vgl. Obergericht Wolfenbüttel (Erkenntnis vom 7. Febr. 1878, GA 26,
16): „Werden die Mitglieder eines Richterkollegiums ob auch Mann fùr Mann
der Bestechlichkeit, sei es bezüglich ilhres richterlichen Verhaltens, sei es bezüglich
eines richterlichen Aktes beschuldigt, so ist doch nicht wohl daran zu denken,
das von denselben repräsentierte Richteramt selbst als von dieser Beschuldigung
betroffen anzusehen, ja es kann bei einer solchen Beschuldigung sehr wohl
rerade umgekehrt das Interesse fr ie AureChternatui
Richteranmts zugrunde liegen; und wenn die itglied

und die Autorität der ganzen
versummlung beschulag erdeihres Amts unwürdiger MotiveInstitution peTsôniCneT et

rerechten und hienach willkürlichen Beschlusseenn diese Beschuldigung nicht als gegen ued

Institution selbst gerichtet angesehen werden“. Damit scheint aber, trotz der
Richtigkeit des Hinweises auf die in Frage stehende Scheidung, doch nicht
lie riclhtige Grenze gefunden zu sein: ist es nicht ein Vorwurf unrichtigen
Funktionierens des Ganzen, wenn gesagt wird, bei einem bestimmten behörd-
lhchen Akte haben die Glieder eines Richterkollegiunms aus Bestechlichkeit das
Recht gebeugt., die Glieder einer Stadtverordnetenversammlung der reinen
Willkür und Gesetzlosigkeit Tür und Tor geöhet? Ich würde hier unbe-
denklich Beleidigung der Behörde, des Kollegiums annehmen (vgl. ferner
0. 18, 263: E. 15, 213: E. 4, 76; E. 40, 185.)
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Ganz klar ist das für die Realinjurie und ein direkt gegen
die Gesamtheit gerichtetes leeres Schimpfwort. Wer den Reichs.-
tag einen Esel heißt, kann nicht wegen Beleidigung des hohen
Hauses verurteilt werden, ebensowenig, wer das Reichstags-

eing-gebäude durch Anspucken oder ein anderes Zeichen der Ger
Aber auch wenn ich sämtliche Mit-schätzung verunreinigt.')

glieder des Reichstags, etwa wegen ibrer Abstimmung, der Reihe
nach ohrfeige, oder sie als eine „Herde Ochsen * bezeichne, so
ist damit der Reichstag als solcher nicht beleidigt, weil die
Aeußerung keinen Vorwurf unrichtigen Funktionierens enthält,)
Zur Annahme einer Beleidigung genügt eben nicht schon der
Vorwurf eines mehr oder weniger schlechten, unzweckmäßigen.
ungeschickten Funktionierens.3) GIücklicherweise hat sich bier
noch kein .Gewohnheitsrecht entwickelt, das den Gebrauch

alischer und anderer Schimpfworte Behörden und politischenanimals
Körperschaften gegeniüber als Beleidigung auffassen würde.+)

1) Sebr scharf hier Binding, Lehrb. I, 142; auch Liepmann, S. 351
hält dies für selbstverständlich, wenigstens begegnet er dem Bindingschen
Einwand, der Reichstag könne durch eine animalische Bezeichnung nicht ver-

i jletzt werden, nur damit, daß er sagt.8 peielgung durcih Schimpfworte
nicht

as Reichsgericht ist in E. 41, 16S allerdings anderer Ansicht Der
Vorwurf. die Stadtverordneten seien große Esel gewesen, daß sie einen nach
ihrer Meinung so unfähigen Mann zum Brgermeister wiedergewählt hätten“,
habe unmittel bar auf eine von der Stadtverordnetenversammlung vermöge
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit vorgenommene Handlung Bezug und sei
daher Beleidigung der Körperschatt. Wird aber hier wirklich der Körperschaft
ein gesetzwidriges, nicht plichtgemäßes Verhalten nachgesagt? 0tfenbar
ebensowenig, wie wenn die Aeußerung gelautet hätte: „Die Stadtverordneten
haben keinen gerade glicklichen Griff getan, als sie diesen Mann zum Bürger-
meister wählten.4 Außerdem müßte es aber ebenso als Beleidigung der Körper-

SChart angesehen werden, wenn sämtliche Stadtverordneten wegen ihres Ver-

ormögeBoykundgebuno abomo . e Wurden, da dies lung
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit vorgenommene Handlung hätte.

) Eine Grenzziehung wäre hier ebenso unmöglich wie beim einzelnen
Menschen: man vergleiche die Aeußerungen : eine Behörde funktioniere im
allgemeinen tadellos hie und da etwas ungenigend – nicht gerade gut
mittelmäßig - schlecht - sehr mittelmäßig - sehr schlecht usw.

) Vgl. WKassH, 18. Dez. 1878, WGBI 15, 313: Ueber die Gemeinde T.
war gesagt worden: „So ein Lumpennest usw,"; das Erkenntnis stellt fest, daß
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n in einem Falle wird man auch Behörden und politischen
"henerschaften gegeniiber die Möglichkeit einer Formbeleidigung
nunehmen haben, nämlich dann, wenn es siclh um Behauptung
dor Verbreitung einer erweislich wahren Tatsache handelt, die

Ralle ibrer Unwahrheit oder Unerweislichkeit als Inbalts-
boleidigung zu bestrafen wäre, d. h. also dann, wenn ein als
Bormbeleidigung zu bestrafendes Vergehen der Indiskretion in
Benge kommt. Denn damit, daß bei derartigen Vergehen der
heleidigenden Form oder Umstände wegen der Wahrheitsheweis
der bebaupteten Tatsache ausgeschlossen wird, rückt die Aeußerung
ofenbar nahe mit der Inhaltsbeleidigung zusammen, nur eben
nicht so. daß sie wirklich als Inhaltsbeleidigung gestraft werden

könnte.
IV. Eine Beleidigung „unter vier Augen* Behörden und

politischen Körperschaften gegeniüber scheint zunächst ausge-
schlossen zu sein.) Es kann sich aber doch um die Frage
handeln, ob die gegen eine Behörde oder politische Körperschaft
gerichtete Beleidigung, welche ausschlielich zur Kenntnis der
die Behörde usw. darstellenden Personen gelangt ist, nach § 185
oder nach $$ 186, 187 StGB bestraft werden muß, ob mit andern
Worten die Beamten einer Behörde oder Körperschaft der Be-

sindhörde oder Körperschaft gegeniüber als Dritte aufzufassen
oder nicht. Diese Frage wird von Liepmann anscheinend in
positivem Sinn entschieden, wvenn er schlechthin nur eine in
Gegenwart Dritter einer Behörde usw. zugefügte Beleidigung,
d. h. nur eine Rufgefährdung solchen Gebilden gegeniiber fiür
möglich hält. Nach Ansicht des Reichsgerichts dagegen dürfen
in einem solchen Fall die Beamten einer Behörde, die Glieder
einer Korporation, der Behörde bzw. der Korporation gegenüber

von der Beleidigung einer Gemeinde nur insofern die Rede sein könne, als
dieselbe in Beziehung auf deren politische \Wirksamkeitdie Beleidigm

gerichtet sei; mit obigen Worten werde aber nur die Einwohnerschaft von T.,
meht die aus diesem Dort gebildete politische Gemeinde getroften; ebenso
OLG Stuttgart, 2s. Juli 18So, WGBI 18, 42.

)„Von den zwei Arten der Beleidigung“, sagt Liepmann S. 350, „kann
Jedenfalls die Ehrenkrünkung bei Gesamtheiten niclht in Betracht kommen.
Eine Beleidigung in diesem Sinn kan nicht in Gegenwart einer Personen-
gesamtheit zugeflgt werden. kann nicht geeignet sein, deren Bewußtseir
kränkend zu alterieren“.
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Ganz klar ist das für die Realinjurie und ein direkt geren

die Gesamtheit gerichtetes leeres Schimpfwort. Wer den Reiche
tag einen Esel heißt, kann nicht wegen Beleidigung des hohen
Hauses verurteilt werden, ebensowenig, wer das Reiclhstags-
gebäude durch Anspucken oder ein anderes Zeichen der Gerin.
schätzung verunreinigt.') Aber auch venn ich sämtliche Mit.
glieder des Reichstags, etwa wegen ihrer Abstimmung, der Reihe
nach ohrfeige, oder sie als eine „Herde Ochsen “ bezeichne. so
ist damnit der Reichstag als solcher nicht beleidigt, weil die
Aeußerung keinen Vorwurf unrichtigen Funktionierens enthält.)
Zur Annahme einer Beleidigung genügt eben nicht schon der
Vorwurf eines mehr oder weniger schlechten, unzweckmäßigen.
ungeschickten Funktionierens.) Glücklicherweise hat sich hier
noch kein .Gewohnheitsrecht* entwickelt, das den Gebrauch
animalischer und anderer Schimpfworte Behörden und politischen

rperschaften gegenüber als Beleidigung auffassen wiürde.1)Köpers

) Sehr scharf hier Binding, Lehrb. I, 142; auch Liepmann, S. 851'
hält dies fùr selbstverständlich, wenigstens begegnet er dem Bindingschen

sche ahimpfworte
Einwand, der Reichstag könne durch eine animalisch inung ncht ver-

sei JJetzt werden, nur damilDoloidyeleidigung durch Schimpf
nicht

2) Das Reichsgericht ist in E. 41, 168 allerdings anderer Ansicht : „Der
Vorwurf, die Stadtverordneten seien große Esel gewesen, daß sie einen nach
ihrer Meinung so unfähigen Mann zum Birgermeister wiedergewählt hätten",
habe unmittel bar auf eine von der Stadtverordnetenversammlung vermöge
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit vorgenommene Handlung Bezug und sei
daher Beleidigung der Körperschaft. Wird aber hier wirklich der Körperschaft

ein gesetzwidriges, nicht pflichtgemäßes Verhalten nachgesagt? Offenbar
ebensowenig, wie wvenn die Aeußerung gelautet hätte: „Die Stadtverordneten
haben keinen gerade glicklichen Griff getan, als sie diesen Mann zum Bürger-
meister wählten.“ Außerdem müßte es aber elbenso als Beleidigung der Körper-

werden, wenn sämtliche Stadtverordneten wegen ihres Ver-
haltens Vuro MID
kundgebung ebenso unmittelbar .Bezuo guf di ng vermöge
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit vorgenommene Handung hätte.

9) Eine Grenzziehung wäre hier ebenso unmöglich wie beim einzelnen
Menschen: man vergleiche die Aeußerungen: eine Behörde funktioniere im
allgemeinen tadellos - hie und da etwas ungenügend – nicht gerade gut -
mittelmäßig - schlecht - sehr mittelmäßig- sehr schlecht USw.

4) Vgl. WKassH, 18. Dez. 1878, WGBI 15, 813: Ueber die Gemeinde T:
war gesagt worden: „So ein Lumpennest usw,4; das Erkenntnis stellt fest, dals
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in einem Falle wird man auch Behörden und politischen
öner'schaften gegenüber die Möglichkeit einer Formbeleidigung
nUnehmen haben, nämlich dann, wenn es sich um Behauptung
lor Verbreitung einer erweislich wahren Tatsache handelt, die
Lin 1Dalle ibrer Unwahrheit oder Unerweislichkeit als Inbalts-

aleidigung zu bestrafen wäre, d. h. also dann, wenn ein als
belei
Bombeleidigung zu bestrafendes Vergehen der Indiskretion in
Deare kommt. Denn damit, daß bei derartigen Vergehen der

Form oder Umstände wegen der Wahrheitsbeweisbeleidigen
der hehaupteten Tatsache asgeschlossen wird, rückt die Aeußerung
oRenbar nahe mit der Inhaltsbeleidigung zusammen, nur eben
nicht so, daß sie wirklich als Inhaltsbeleidigung gestraft werden

könnte.
IV. Eine Beleidigung „unter vier Augen Behörden und

politischen Körperschaften gegenüber scheint zunächst ausge-
schlossen zu sein.) Es kann sich aber doch um die Frage
handeln, ob die gegen eine Behörde oder politische Körperschaft
gerichtete Beleidigung, welche ausschließlich zur Kenntnis der
die Behörde usw. darstellenden Personen gelangt ist, nach § 185
oder nach $$ 186, 187 StGB bestraft werden muß, ob mit andern
Worten die Beamten einer Behörde oder Köperschaft der Be-en

Deitte aufzufassen sindhörde oder Körperschaft gegeniiber als Dritte
oder nicht. Diese Frage wird von Liepmann anscheinend in
positivem Sinn entschieden, venn er schlechthin nur eine in
Gegenwart Dritter einer Behörde usw. zugefiügte Beleidigung,
d. h. nur eine Rufgefährdung solchen Gebilden gegenüber fiür
möglich hält. Nach Ansicht des Reichsgerichts dagegen dürfen
in einem soichen Fall die Beamten einer Behörde, die Glieder
einer Korporation, der Behörde bzw. der Korporation gegenüber

von der Beleidigung einer Gemeinde nur insotern die Rede sein könne, als
die Beleidigu gen dieselbe in Beziehung auf deren politische Wirksamkeit
gerichtet sei; mit obigen Worten verde aber nur die Einwohnerschaft von T.
nicht die aus diesem Dorf gebildete politische Gemeinde getroften; ebenso
0LG Stuttgart, 28. Juli 18S0, WGBI 1S, 42.

) ,Von den zwei Arten der Beleidigung“, sagt Liepmann S. 350, „kann
Jetentals die Ehrenkränkung bei Gesamtheiten nicht in Betracht kommen.
ihe Beleidigung in diesem Sinn kann nicht in Gegenwart einer Personen-
Besumtheit zugefügt werden, kann nicht geeignet sein, deren BewuBtsein
kränkend zu alterieren“.
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nicht als Dritte aufgefaBt werden; E. 7, 285 begründet das ans.
fiührlich. Der Argumentation des Reichsgerichts und der An-
wendung des $ 185 in solchen Fällen kann man wohl unbedenklich

1 Beamter lassen sich nicht in der Weisezustimmen. Amt und
trennen, daß der Beamte dem Amtsganzen genau So wie jede
beliebige andere Person als Dritter* gegeniübergestellt werden
könnte.

V. Wenn man, wie es im Vorhergehenden geschehen ist, die
Möglichkeit einer Beleidigung von Behörden und politischen
Körperschaften darauf gründet, daß durch die Zuteilung einer
Sphäre zu freier Betätigung des eigenen Willens eine Gesamt-
ehre, eine Ehre des Ganzen zur Entstehung gelangt ist,
so kann die Antwort auf die weitere Frage, ob auch noch andere
als nur gerade die in den $S 196, 197 genannten Personengesamt-
heiten als mögliche Objekte einer strafbaren Beleidigung in Betracht
kommen können, nicht mehr zweifelhaft sein. Im Folgenden soll
unter Zugrundelegung einer Einteilung nach Gesamtheiten mit öffent-
lichrechtlicher und solchen mit privatrechtlicher Sphäre diese Frage
noch näher behandelt werden.

§ 5.

Die Beleidigungsfähigkeit von Personengesamtheiten
mit öffentlichrechtlichem Wirkungskreis.

Beleidigungsfäbig ist innerhalb dieser Kategorie jedes Per-
sonenganze. dem von der Rechtsordnung irgend ein öffentliches
Amt, eine öffentliche Funktion oder iiberhaupt die Aufgabe zu-
gewiesen worden ist, „als ein vom Wechsel der Mitglieder un-
abhängiges Organ und Bestandteil der Staatsgewalt mit einer
durch Recht und Verfassung dauernd geregelten Organisation
unter öffentlicher Autorität nach eigenem Ermessen für die Herbei-
führung der Zwecke des Staats tätig zu sein* (vgl. E. 8, 5:
E. 18, 246); und zwar reicht die Beleidigungsfähigkeit immer nur
eben so weit, als die Sphäre des Ganzen reicht: eine Behörde
oder öffentlich rechtliche Korporation kann nie anders als gerade
in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt werden.!)

") OT, 0 13, 263; RG II, 8. Febr. 1882, R 4, 135,

Darauf, ob in conereto eine Personengesantheit mit öffentlich-
tlicher Sphäre unter den Begriff der Behörde oder der

litischen Körperschaft zu subsumieren ist, kann es nicht für
e Rrage der Beleidigungsfähigkeit, sondern nur für die uns hier
akt weiter interessierende Frage der Verfolgbarkeit einer Be-

loidigung ankommen. Sodann ist es gleichgiltig, ob sich die
lstindigen Obliegenheiten des öffentlichrechtlichen Ganzen auf

ittelbare oder unmittelbare Staatszwecke beziehen ): in Betracht
Ikommen also nicht nr Staatsorgane, sondern auch solche der

emeinde- und Krchenverwaltung. Ehenso gehören nicht nur
ehörden (z. B. ein Bezirkskommando)Zivil-, sondern auch

Ob dabei der betr. Personengesamtheit staatliches im-
hieher.
Derium zur Seite steht oder nicht, ist ebenfalls gleichgiltig.
Nicht bloß die damit Ausgestatteten, sondern auch die Finanz-,

Verkehrs-, Medizinalbehörden usw. sind einzubeziehen.Schul-
Eine staatliche Prüfungskommission, etwa eine Fakultät in dieser
ihrer Funktion, ist beleidigungsfähig. Beleidigungsfähig ist ferner

B. das württ. evangelische Konsistorium, der katholische
Kirchenrat, die israelitische Oberkirchenbehörde, Gemeinderat,
Stadtverordnetenversammlung, Bürgerausschuß, Gemeindekirchen-

eissynodal-rat und Gemeindevertretung, der altpreuBische Krei
verband, ein preußischer Provinziallandtag usw.; ferner das
würt. Landesversicherungsamt, das Medizinalkollegium, wohl
auch die württ. Sparkasse.)

Zweifellos gehören dagegen nicht hieher die Wahlkreise, die
ihre Abgeordneten in den Reichstag, Landtag usw. schicken, denn
hier handelt es sich um keine öffentlichrechtliche Plicht, um kein
ölentliches Amt, das der betr. Personengesamtheit iübertragen
worden wäre.

Beleidigungsfähig ist aber andrerseits die „Regierung*, der

1) Vgl. WVKassH, 24. Mai/3. Jmi 1874, WGBI 8, 228: Gleichgültig ist, ob." hoit munmittelbar oder nur mittelbar für Staatszwecke
tätig ist: s. auch B 93 01

) Das Reichsgericht erklürt in E. 6, 247 auch eiae städtische Spar-
Kasse fùr beleidigungstähig, weil sie unter staatlicher Aufsicht staatliche
awecke verfolge; zweifelhaft erscheint die Frage z. B. bei einem Damp-
Resselrevisionsverein (der wùrttembergische ist jedoch unter der Kategorie:
Dem inisteriunm (des Innern) wntergeordnete Behörden und Anstalten“ im
Staatshandbuch aufgeführt).
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Staat, soweit er unter der Rechtsordnung steht und selbst an
Rechtssitze gebunden ist; auch beim Staat kann der Begrif des
Pflichtverletzung, des rechts- und gesetzwidrigen Handelns ein-
greifen: man denke z. B. an das Verhältnis eines Gliedstaats zum
Reich. oder an den Staat als Subjekt des Völkerrechts - von zahl-
reichen anderen Fällen abgesehen, in denen er gegen ein von ibn ge-
gebenes Gesetz, an das ersich selbst gebunden hat, verstossen kann 1)

Hier noch einige Worte über das schon mehrfach beriührte
Verhältnis der Bestimmungen über Beleidigung zu den im Straf-
gesetzbuch an einer Reihe von Stellen iber die Angriffe auf die
Autorität einer solchen Gesamtheit als der Inhaberin öffentlich-
rechtlicher Funktionen getroffenen Bestimmungen. Die Hand-
lungen, welche z. B. in den $S 103 a und 135 mit Strafe bedroht
werden, sind zweifellos geeignet, die Autorität des betroffenen
Staates zu untergraben, fallen aber doch nicht unter den Begriff der
Beleidigung.) Mit dem gleichen Recht könnte man di unberechtigte
Verweigerung der Zeugenaussage als Beleidigung des Gerichts
strafen.) Und noch viel mehr mnüßte man jedes unanständige
Benehmen vor Gericht als Beleidigung der Behörde betrachten.')
Eine Autoritütsgefährdung liegt ja schließlich überhaupt in jedem
Widerstand gegen die Staatsgewalt, in der öfrentlichen Auf-
forderung zum Ungehorsam gegen Gesetze und Anordnungen der
Obrigkeit ($ 110 StGB). in jeder Nötigung einer Behörde zur
Vornahme oder Unterlassung einer Amtshandlung ($ 114 StGB) usw.
Man kann überhaupt jeden Verstoß gegen ein staatliches Gebot

1) Vgl. den jüngst stattgehabten Prozeß der badischen Regierung gegen
den Simplizissimus, welcher der Regierung Beförderung der Unzucht dureh

das - nach den bestehenden Gese tzen verbotene – Halten von Bordellen
nachgesagt hatte.

iche riltuerene gi1t von den in § 134 unter Strafe gestellten Angriffen,
auch abgesehen von dem hier aufgestell ten Erfordernis der Böswiligkeit des
Angritf's.

) Vgl. das bei Liepm ann S. 362 Anm. 3 zitierte Urteil eines englischen
Gerichtshofes.

4) Wie z. B. das Reichsgericht (E. 7, 408) in dem Ausdruck: „Ich sch
aufs Gericht; möge das Gericht mich am Hintern küssen“ offenbar eine Be-
leidigung des Gerichtes als solchen, nicht etwa nur des Richters als ener
Einzelperson erblickt. (Vie würde es bei unanstündigen Handlu ngen

entscheiden?)
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als Kundgebung von Mißachtung der Staatsgewalt konstruieren,
ebenso wie man in jedem unberechtigten Eingriff in die Sphäre des
Einzelnen eine Mißachtung der Persönlichkeit erblicken kann, ohne
daß man desbalb allein berechtigt wäre, von Beleidigung zu reden.

Andrerseits werden aber auch die Bestimmungen üiber Be-
leidigung durch die genannten Paragraphen nicht gegenstandslos
wemacht, wie Binding (lHandbuch I, 618) meint.') Insbesondere
auf § 131 wird hier häufig Bezug genommen, der die Ver-
ichtlichmachung von Staatseinrichtungen und Anordnungen der
Obrigkeit* unter Strafe stellt. Das hier, in § 131, behandelte
Delikt „trete, weil es den Staat gegen Verleumdungen schützen
yolle, auf eine Stufe mit der Verleumdung des 187, von der
es sich im wesentlichen nur durch seine Richtung auf den Staat
unterscheide, " heißt es z. B. bei Frank, I zu 131.)

Der Ausdruck , verächtlich nachen hat jedoch in § 131 nicht den
spezifischen Sinn wie in § 186 StGB; es fehlt in § 131 durchaus
an der moralischen Beziehung (der Paragraph ist ja eine Nach-
bildung bezw. Abänderung des preuß. Haß- und Verachtungs-

raphen). Die beiden Bestimmungen stehen also keineswegs
paragrapue
auf einer Stufe. Vielmehr besteht zwischen § 131 und den Vor-
schriften iber Beleidigung in Bezug auf die Personengesamtheiten

rschiedmit öffentlichrechtlicher Sphäre ein ganz ähnlicher Untersch
wie zwischen Rufgefährdung und Beleidigung beim einzelnen
Menschen.)

Die Bedeutung des S 131 ist demnach die, daß durch ihn

1) „Die fälschlich sog. Beleidigung politicher Körp schaften ist in Wahr
heit nur eine Verletzumg der einer politischen Einrichtung als solehen zu-
komme

ttseinrichtungen werden dabei allgemein ie dauernden Be-
standteile der Staatsverfassung oder Staatsverwaltung verstanden, so daß
Zweifellos die Behörden und politischen Körperschaften darunter fallen.

weist (S. 355) darauf hin, daß die Behördenbeleidigung3) Liepmann
bei Abfassung des Gesetzes nicht eigentlich als Beleidigung angesehen
worden sei, sondern nur als ein Delikt der Herabsetzung staatlicher Autorität
und Würde. Im ersten Entwurt seien die SS 196, 197 dementsprechend auch
noch im Abschnitt: „Vergehen wider die ötlentliche Ordnung“ zu finden ge-
wesen. Weshalb sind sie aber dann versetzt worden? Durch ihre Versetzng
in den Abschnitt 14 hat man doch wohl gerade zum Au8druck bringen

h. um eine mitdaß es sich in der Tat um Beleidigung im technischen Sinn,
einem spezifischen Plus versehene Autoritätsgefährdung
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alle diejenigen Fülle der Herabsetzung von Staatseinrichtungen
Behörden und Körperschaften in der öffentlichen Meinung gedeckt

welche den engeren Tatbestand der Beleidigung (imIverden,
Gegensatz zur reinen Autoritätsgeführdung) nicht erfüllen.1)

S 6.

Die Beleidigungsfähigkeit von Personengesamtheiten
mit privatrechtlichem Wirkungskreis.

Beleidigungsfäbig sind innerhalb dieser Kategorie alle die.
jenigen Personenmehrheiten, welchen von der Rechtsordnung einenrneiten,
irgendwie abgegrenzte privatrechtliche Sphäre zu freier Betäti-

ist: in erster Linie alsogung ihres eigenen Willens zugewiesen
alle juristischen Personen im engeren Sinn, d. h. alle Personen-
gesamtheiten, welche das Recht zu selbständigen Trägern von
Vermögensrechten ausersehen hat: der Staat, die Gemeinden und
Kommunalverbände und andere öffentlichrechtliche Korporationen
und Anstalten,") sowie alle rein privatrechtlichen Vereine und
Stiftungen. Es ist aber gar nicht nötig, daß es sich gerade um
eine juristische Person handelt. Die offene Handelsgesellschaft
Z. B. ist nach herrschender Ansicht keine juristische Person.
jedenfalls keine volle, aber sie hat doch man spricht deshalb
auch wohl von einer „relativen juristischen Person - nach
S 124 HGB als solche einen gewissen Kreis von selbständigen
Rechten und Fäbigkeiten.9) Und deshalb ist auch hier im
Umfang dieser relativen juristischen Persönlichkeit Beleidigungs-
fübigkeit anzunehmen. Dagegen ist die Firma als solche, d. h,
der Handelsname, unter dem ein Kaufmann sein Handelsgeschäft
betreibt, nicht beleidigungsfähig, ebenso wenig ein nichtrechtsfähiger.
Verein oder die bürgerlichrechtliche Gesellschaft.

1) Demnach ist das Reichsgericht auf falscher Bahn, wenn es in E. 29, 319
alle Angritfe, welche „konkrete Maßnahmen oder Beschlüsse des Reichstags als
Ergebnis der Abstimmung der Mitglieder“ zum Gegenstand haben, ohne
weiteres unter den Begriff der Beleidigung subsumiert und damit dem § 181
jegliche Bedeutung raubt.

) Die einzelnen Verwaltungszweige - stationes fisci – sind keine
selbständigen Subjekte von Vermögensrechten (vgl. E. civ. 59, 404).

) Und zwar unabhängig vom Wechsel der Mitglieder: die offene Handels-
gesellschaft hört ja nicht n otwendig mit dem Ausscheiden eines seitherigen
Mitglieds und dem Eintritt eines neuen auf (vgl. § 139 HGB; bezüglich der
Kommanditgesellschaft, §§ 161 Abs. 2. 177).
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Im Umkreis ihrer Sphäre können die genannten Personen-
gesamtheiten, juristische und relativ juristische Personen, beleidigt
rerden, d. h. ebenso wie die Personengesamtheiten mit öfentlich-
rechtlicher Sphäre nur durch den Vorwurf unrichtigen, gesetz-
widrigen Funktionierens, den Vorwurf des Mißbrauchs der ver-
liebenen Rechte, in diesem Fall der verliehenen Vermögensrechte:))
es wird z. B. eine Aktiengesellschaft als Schwindelinstitut bezeichnet

jedoch hier elebensowenig8 genügt is- eine bloße Formbeleidigung
wie bei Behörden und politischen Körperschaften -, oder einem
Verein ein Verbalten nachgesagt, auf Grund dessen ihm gemäß
s 43 BGB die Rechtsfähigkeit entzogen werden könnte (-gesetz-
widrige Beschlüsse der Mitgliederversammlung*).

Es ist nun allerdings von jeher angenommen worden, daß
Personengesamtheiten mit privatrechtlicher Sphäre wenigstens
bis zu einem gewissen Grad unter den Abschnitt 14 des StGB
fallen können. Jedoch war es nicht eigentlich ein Beleidigungs-
schutz ), der hier juristischen Personen usw. gewährt wurde,
sondern nur mehr ein ergänzender Ehrenschutz ), welcher sich
auf die besondere Bestimmung des § 187 betr. Kreditgefährdung

1) Vgl. Zimmermann, GA 25, 101: „eine juristische Person oder eine
Aktiengesellschaft, deren Zweck lediglich ein vermügensrechtlicher ist, kann nur
mit Rücksicht hierauf beleidigt werden.4

2) 414 StPO setzt die Beleidigungsfühigkeit von „Korporationen, Gesell-
schaften und anderen Personenvereinen, die als solche in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten klagen können,4 unmittelbar voraus; ir § 378 Abs. 3 des Entwurfs
einer neuen StPO sind an Stelle der Worte Korporationen, eseisenutto

gesetzt.
andere Personenvereine* die Worte „Körperschaften und

voh) solche e des ötentlichenwobei nach der Begriündung untemhan sind. wihrend von den Ge-als auch solche des birgerhcnen
esellsehaften in Betracht kommen ; eine konstitutive

sellschatteu llerdin worau Löwe, Anm. zu § 414 StP0, hinweist, diesem
ragraçhen nicht beigelegt werden.Parac

) Diesen „Kreditverleumdungsschutz,4 wie man ibn wohl nannte, sollten
Z. B. kanfmiünnische Firmen, Handelsgesellschaften, Aktiengesellschaften, Berg-
werksgewerkschaften, Mitrheder usw. geniessen; vgl. 0T (GA 25, 218); OLG
Mnchen (ME 1, 298) (speziell in Betreff kaufmiünnischer Firmen); Darmstadt
(HE 1, 75) (sprach dasselbe in Betreft aller juristischen Personen aus, die Subjekte
yon Vernöeeusrechten sein künnen, Z. B. Sprktsso)ah bai Handelš:

4) E. 1, 178: „durch diese Bestimmung werde hier
gesellschaften und Firmen mögliche Kreditgeführdung der Beleidigung gleich-
gestellt. «

Hamme loy, Die Kollektivbeleidigung.



- 50 -
Pründete. und demgemäß ausschließBlich im Falle der Verleumdung
eingriff, dagegen schon im Falle des $ 186 versagte.

Diese Bestimmung des § 187 hat jedoch für die Frace der
Beleidigungsfähigkeit überhaupt keine Bedeutung und deshalb hat
dei Vorentwurf mit Recht von einer Einbeziehung der Kreditverleum-
ung Abstand genommen; vgl. Begründung S. 13 1. Die B

leidigung ist vielmehr auch in diesen von dem umfassenden
Begrif der Kreditgefährdung ebenso scharf zu trennen, wie im
Vorhergehenden (S 5) die Beleidigung von der Autoritätsgefäbr-
dung und wie beim einzelnen Menschen die Beleidigung von der
Ansehensgefährdung schlechthin. Aeußerungen, welche zwar den
Kredit zu gefährden geeignet sind, aber die Gesamtheit nicht als
im Gegensatz zu ihren spezifischen Plichten befindlich erscheinen
lassen, d. h. also die meisten der von Kohler, Hälschner, Liep-
mann usw. als Beleidigungen aufgefaßten Fälle der Herabsetzung
im Werturteil anderer Personen, sind lediglich nach $$ 14, 15
UWG und SS 824, 826 BGB zu beurteilen, die Fähigkeit der Ge-
samtheit, Angriffe auf ibren Kredit im Veg selbständiger Klage
2u verfolgen vorausgesetzt (die Möglichkeit des Kreditbesitzes ist
ja durchaus nicht abhängig von der Möglichkeit, ihn zu ver-
teidigen).)

Der Umfang der Beleidigungsfähigkeit juristischer Personen
ist somit ganz erheblich eingeschränkt. – Der Schwerpunkt
scheint mir eben wegen des in der Hauptsache vermögensrecht-

lichen Charakters der verliehenen Rechte viel mehr auf zi-
vilistischem Gebiet und auf dem Gebiet des unlauteren WVett-
bewerbs als auf dem der Beleidigung zu liegen; die Beleidigung
spielt bei Personengesamtheiten mit privatrechtlicher Sphäre
jedenfalls lange nicht die Rolle wie bei Personengesam theiten
mit öffentlichrechtlichem Wirkungskreis Es darf eben unter
keinen Umständen der Beleidigungsbegriff über Gebühr erweitert
werden, nur un schutzwürdigen Interessen (vor allem Kredit-
interessen) einen srafrechtlichen Schutz gewähren zu können, der
ihnen nach geltendem Recht sonst versagt wäre. Vgl. Kohler
GA 47, 150.

) Vgl. iber die Bedeutung insbes. des § l5 UWG den Vorentwrf, Be-
gründung, S. 714.
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Die Dauer des Beleidigungsschutzes von Personengesamtheiten
und die Antragsberechtigung.

L Die Beleidigungsfähigkeit und der Beleidigungsschutz der
renannten Personengesamtheiten dauert so lange, als sie ihren
ifentlichrechtlichen bzw. privatrechtlichen Wirkungskreis be-
sitzen. Die Behörde, politische Körperschaft usw. ist beleidigungs-
fähig vom Zeitpunkt ihrer Errichtung bzw. Konstituierung an bis
zur Abschaffung oder Aufhebung der ganzen Institution. Der
Wechsel der Mitglieder, die Aenderung des Namens oder auch
der Organisation ist ohne Einfluß, und ebenso ist für die Fortdauer
(nicht für den Umfang) des Beleidigungsschutzes gleichgiltig, ob
der Aufgabenkreis eingeschränkt oder erweitert wird. Ist aber
die Institution die gleiche geblieben, dann kann die Gesamtheit als
solche, ohne Rücksicht darauf, ob eines der Mitglieder aus der
in Frage komnmenden Periode noch am Leben ist oder nicht,
Strafantrag stellen auch bei Angriffen, die sich auf eine Zeit be-
ziehen, da die Zusammensetzung der Behürde usw. eine ganz
andere war, und zwar auch dann, wenn seit jener Zeit eine Auf-
lösung und Neuwahl stattgefunden hat.')

Ebenso dauert die Beleidigungsfähigkeit der Personengesamt-
heiten mit privatrechtlicher Sphäre vom Moment der Entstehung
der juristischen bzw. relativen juristischen Persönlich keit bis zu
deren Verlust, d. h. vom Moment des Registereintrags bis zur
völligen Durchführung der Liguidation (nicht bloß bis zur Auf-
lösung). Vor Erlangung der Rechtspersönlichkeit kann eine
Aeußerung diesen Gesamtheiten gegenüber nicht Beleidignng,
sondern höchstens eine Kreditge führdung bzw. Betriebsschädigung,

erfolgbare darstellen. Eine Klage wegenwenn auch eine nicl verf
Beleidigung aus der Zeit der Nichtrechtsfähigkeit kann auch von
dem inzwischen rechtsfähig gewordenen Verein nicht erhoben
werden.

Hier noch einige Worte der Verteidigung gegenüber dem Ein-
wand. daß die möglicherweise unbegrenzte Lebensfähigkeit soleher
Gesamtheiten eine unerwünscht lange Dauer des Beleidigungs-
schutzes im Gefolge haben und jeder Reorganisation und Ver-

1) S. oben S 4, I: anders Bolze, GA 26, 20.
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iüngung namentlich auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts inm
Weg stehen würde.')

Der Einwand scheint mir nicht an der richtigen Stelle er-
hoben zu sein. Um eine Beschränkung der freien Kritik kann

,es sich bei der in dieser Arbeit vertretenen Definition der Be-
thonhannt nicht handeln. Die sachliche Kritik, dasleidigung iiberhaupt

Aufdecken von Mißständen, die Bekämpfung von verwerflichen
Maßnahmen einer Behörde usw. scheidet vielmehr von vornherein
aus dem Begriff der Beleidigung aus, so daß für die genannte
Einwendung nur noch die Fälle der Beschimpfung, der Verspottung.
des Lächerlichmachens, kurzum diejenigen Fälle der Autoritäts-,
Kreditgefährdung usw. in Betracht kommen, welche das der Be-
leidigung charakteristische Plus nicht aufweisen. Ob hier das
Strafgesetzbuch des Guten etwas zu viel getan und sich insbe-
sondere von dem preußischen Haß- und Verachtungsparagraphen
noch nicht genügend emanzipiert hat, ist eine Frage, die wir an
diesem Ort nicht zu untersuchen haben.)

II. Wenn nur das Ganze beleidigt ist, so kann auch nur
dieses, nicht aber das einzelne Mitglied Strafantrag wegen Be-
leidigung stellen. IDer Einzelne kann nur Antrag stellen, wenn
er individuell mitbeleidigt ist, und dann kann er es nur für
sich, nicht aber für das Ganze Nicht einfach deshalb, weil er
Mitglied ist, ist er auch berechtigt, das Ganze zu vertreten.
Antrag für das Ganze kann vielmehr nur stellen, wver die Einheit

1) Diesen Einwand erhebt z. B. Wachenfeld (in Holtzendorff-Kohlers
Enzyklopädie II, 299): „Folge dieses Schutzes wäre, daß man die Maßnahme einer

ehorde, die vor hundert Jahren getroffen wurde, nur deshalb, weil diese Behörde
heute
gemein als verwava:al.,oeu uurtte, obwohl die MaBnahme nunnehr all-

2) Wachenfeld mag ia mit seinem Einwand in Beziehuiehung au die
halb des Delikts der Beleidigung die Verspottung und BeschimpfiChimprung
und Staatseinrichtungen sowie ihren Befehlen und Anordnu mit Stra fe be-
drohenden Bestimmungen nicht ganz Unrecht haben, aber mag dann seinen
Einwand wenigstens auch am richtigen Orte erheben. Bei Personengesamtheiten
mit privatrechtlicher Sphäre stellen überdies die Fille der Beleidigung nur einen
kleinen Bruchteil der Kredit- und Ansehensgefibrdungen iberhaupt dar: daß aber
gerade die Bestimmungen betr. den Kreditschutz gegeniüber den Personengesamt-
heiten zu unerwünschten Folgen und zu einer Bevorzugung gegenitber dem Kredit
des Einzelnen fülhren könnten, wirà wohl niemand behaupten wollen.
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repräsentiert". Eine „Repräsentation* aber !) ist, ebenso wie
bei den juristischen Personen im engeren Sinn, bei den Behörden
und politischen Körperschaften durch die Person des Vorsitzenen
oder Vorstands ermöglicht. Vgl. E. 4, 264: E. 15, 213: E. 41.
168. Näheres über die ganze hier nicht weiter zu behandelnde
Frage bei Stenglein, das Antragsrecht des Vorgesetzten, GS 42,
79 ff) Scharf zu scheiden, wie schon wiederholt betont, ist dieses
Antragsrecht von dem Antragsrecht des amtlichen Vorgesetzten

e Möglichkeit, it, im Falleen; dieeines individu ell beleidigten Beamten:
der individuellen Beleidigung eines Mitglieds vorzugehen, ist
iibrigens durch § 197 einer politischen Körperschaft und ihrem
Vorsitzenden überhaupt verschlossen, obwohl eine politische
Körperschaft zum mindesten eben so stark wie eine Behörde an
der Richtigstellung einer Sache interessiert ist., in welche eines
ibrer Mitglieder verwickelt worden ist: de lege ferenda erscheint
hier eine Gleichstellung offenbar wünschens wert

Nicht geschützte Personengesamtheiten.

Ergänzender Beleidigungsschutz.

Andere als die genannten Personengesamtheiten sind nicht
beleidigungsfähig: in erster Linie alle diejenigen, welche eine
Organisation überhaupt nicht besitzen, deren gemeinsames Merk-
mal und zusammenhaltendes Band vielmehr nur ein rein inner-
liches ist. Beleidigungsfähigkeit ist aber ferner auch nicht ge-

wenn zwar eine Organisation vorhanden ist und die Ge-
samtheit auch einen bestimmten Zweck verfolgt, aber der Begriff
der Pflicht für die Gesamtheit als solche nicht in Betracht kommt,
weil keine von der Rechtsordnung vorgezeichnete öfentliche oder

) „Keine Stellvertretung des einen für den andern, sondern eine Darstellung
des Ganzen durch den Teil, durch das Organ (vgl. Gierke, Deutsches Privat-
recht I, S 58, S. 472. Versamm-

) Vgl. ferner Hausmann, Die Beleidiguog gesetzgebender E, 18, 382:
lungen ...; iüber die Ermächtigung insbes. S. 13 ff.; dazu E. 7,
E. 33, 66; Benn ecke-Beling, Lebrb. d d. StrafprozeBrechts, S. 225; Frank,
Anm. II zu § 99.



54

privatrechtliche Sphäre für die Betiätigung eines Gesamtwillens
da ist.

Geschützt ist also nicht, um ein Beispiel für die erste Art
zu geben, die Familie als solche. Der Begriff der Familienehre
ist dem heutigen Rechte fremd.'})

Geschitzt sind ferner nicht die nichtrechtsfähigen Vereine: die
politischen: sozialpolitischen und religiösen Vereinigungen und
Parteien;) die geselligen oder künstlerisclhen Vereine, die in der
íehrzabl der Fälle auf die Erlangung juristischer Persönlichkeit

verzichten bzw. verzichten müssen, sodann die bürgerlich-recht-
lichen Gesell schaften 9), endlich aber auch, und das ist von be-
sonderer Bedeutung, ganze Klassen, Stände und Bevölkerungs-
abschnitte. Gerade hier erscheint zwar ein Schutz besonders
wünschenswert, vor allem weil die Möglichkeit, eine Aeußerung

ng einzelner zu der Gesamtheit gehörenden Personenals Beleidigung
zu bestrafen desto geringer wird, je mehr ein Personenkreis an
Um fang zunimmt und der Einzelne in der Masse verschwindet.
Hiezu ist aber ein anderer Gesichtspunkt als derjenige der Be-
leidigung heranzuziehen. 1Venn Beschimpfungen ganzen Be-
völkerungsklassen entgegengeschleudert werden, so bedeutet das
doch im Grunde nichts anderes als eine Vermehrung der gegen-
seitigen Abneigung und eine Erweiterung der die verschiedenen
Klassen und Stände schon vorher trennenden Kluft: die Gegen-

) Vgl. RG III, 4. Nov. 1901, GA 48, 441: Das Landgericht erblickte „in
der Mitteilung der falschen Tatsache an die Eltern eines groBjührigen Mädchens,
daß ihre Tochter außerehelich geboren habe, einen Angrif auf die Familienchre
und somit eine Beleidigung der Eltern," weil eine derartige Tatsache auch der
Reputation der Eltern Eintrag tue; diese Ansicht erklärt das Reichsgericht für
unzutrefend. Die Konsequenz dieses Ausschlusses der Familie aus dem Kreis der
beleidigungsfähigen Personengesamtheiten das Reichsgericht sieht sich aller-

a:, Sle 2u zeben ist die, daß auch in § 189 StGB nicht
g SIe aueh noch so sehr in Reputation

und Ansehen und hinsinhkl:at t1 Stellung durch verleumderische
Angrife auf ein verstorbenes Mitglied in Alitleidenschaft gezogen werden, das
Angrifisobjekt der Beleidigung bilden kann.

) Abgesehen von den mit Korporationsre chten ausgestatteten Religions-
gesellschaften, die iberdies neben dem Beleidigungsschutz noch den Schutz des

166 gegen Beschimpfungen geniessen; 8. unten.
3) Im Gegensatz zu den Gesellschaften des Handelsrechts.
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sitze verschärfen sich, Haß und Verachtung wird geschirt und
so die Gefahr einer Untergrabung der öffentlichen Ordnung herauf-
beschworen. Daß daher für solche Fälle die praktisch durchaus
notwendige Bestrafung sich mindestens ebensoleicht auf $ 130 StGB.
d h. auf den Gesichtspunkt einer Gefährdung der öffentlichen. n.
Ordnung und des öffentlichen Friedens stiüitzen ließBe, liegt auf der

21Hand.)
Zum Schluß sind noch die besonderen Bestimmungen des

166 StGB über Beschinmpfung von Religionsgesellschaften zu
dem soeben geltend gemachten

erwähnen, die zweifellos
Gesichtspunkt der Störung des öffentlichen Friedens ibre Ent-

ndore die durch diedurdstehang verdanken. \Man beachte hier insbesondere
Wahl des Ausdrucks Beschimpfung zum Ausdruck gebrachte
Unterscheidung zwischen Beleidigung im technischen Sinne und
der Beschimpfung, die keine Beleidigung ist. Beleidigungsfähig
und deshalb gegen eine wenn auch vielleicht nicht sehr bedeutende
Zahl von Angriffen geschützt sind die mit Korporationsrechten
ausge estatteten Religionsgesellschaften schon nach Abschnitt 14;
$ 166 beriührt diesen Schutz in keiner Weise, sondern will nur
noch neben den als Beleidigungen verfolgbaren Angriffen eine
Reihe von Kundge ngen, durch welche in grober, roher, ärgernis-lgebung
erregender Form die Mißachtung einer Religionsgesellschaft 3) zum
Ausdruck gebracht wird, mit besonderer Strafe bedrohen. Der Schutz
des § 166 reicht übrigens nicht einmal so weit, daß (vgl. E. 33,
221) die einzelnen kirchlichen Orden, Kongregationen usw. gedeckt
wären:; wie ja überhaupt die neuere Tendenz auf eine immer

1) Wenn in irgend einem, so ist das in dem reichsgerichtlichen Fall (E. 31,
aller der in verschiedenen preußischen Provinzen mit185 i.) der bes

Einwohne polnischer Herkunft im Gemenge wohnenden Deutschen, in dem offen-
tische und nationale Gesichtspunkte hereinspielen, ganz deutlich (iber-

einstimmend y. Bar, GS 52, 196 f.): die Annahme des Reichsgerichts, hier wegen
Beleidigung der einzelnen Angehörigen des in dem inkriminierten Schnübgedicht
bezeichneten Kreises zu strafen, ist ebenso verfehlt, wie es in diesem §9).

solcherAnnahme einer Beleidigung der Bevölkerungsklasse als :
les catho-

2) Kundgebungen wie: à bas les juifs, à bas les protest

liques! sind nach dem franzÜsischen Gesetz, welchem der § 130 StGB nachgebildet
ist, in der Tat unter dem Gesichtspunkt der Gelährdung des öffentlichen Friedens
strafbar.

) Aber nicht jeder, sondern nur einer innerhalb des Bundesgebie ts mit
Korporationsre chten bestehenden.
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größere Einsckränkung des Bereichs dieses Beschimpfungsschutzes
ausgeht, obwohl nicht zu verkennen ist, daß der Grundgedanke
des S 166 eine Unterscheidung der Religionsgeselischaften danach
ob sie mit oder ohne Korporationsrecht innerhalb des Bundes-
gebiets bestehen, nicht rechtfertigt, und eine Gleichstellung oder
wenigstens Annäherung beider Arten de lege ferenda vielleicht
ganz wünschenswert erschiene.

3. Abschnitt.

Die Beleidigung von Einzelpersonen durch Gesamtbezeichnung.

§ 9.

Das Problem in Literatur und Judikatur.

hehandelten
Frage, ob eineVerschieden von der seither

ist diePersonengesamtheit als solche beleidigt werden
andere, ob einzelne Personen in der Art beleidigt werden können,
daß sich die Aeußerung der Form nach gegen eine Gesamtheit,
zu der sie gehören, richtet, also dem Wortlaut nach nicht ein
bestimmter Einzelner herausgelhoben und zum Gegenstand der
Aeußerung gemacht wird, sondern die Gesamtheit selbst das Ob-
jekt der A ussage bildet, und zwar die Gesamtheit entweder als
Summe aller einzelnen Mitglieder oder als eine selbständige, von
der Summe der Mitglieder chiedene Person. In diesem Zu-
sammenhang ist es ranz cleichgiltig, ob das eine oder das andere

durch eine der Form nachvorliegt : die Beleidigung Einzelner
ebensoguut mit

gegen die Gesamtheit gerichtete Aeußerung kann
einer Beleidigung der Gesamtheit als solcher verbunden sein wie
auch für sich stehen. Die Beleidigung z. B. einer Behörde ist
nicht auch eo ipso eine Beleidigung der die Behörde bildend en
Beamten.')

) Vgl. E. 24, 343; 0T, GA 7, 690.
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Die in beiden Fällen demnach gesondert zu untersuchende
Frage der Beleidigung durch Gesamtbezeiclhnung spaltet sich. wio
oben S. 3 hervorgehoben, in die beiden Unterfragen

1. Sind als beleidigt alle Personen anzusehen, wvelche zu der
betr. Gesamtheit gehören? oder

2. nur einzelne und eventuell welche?
1. Beziüglich der ersten dieser beiden Unterfragen ist herr-

schende Ansicht. daß alle jedenfalls dann als beleidigt anzusehen
sind, wenn der Beleidiger die kollektivbezeichnung gerade zu
dem Zweck wählt, „um damit sämtliche Personen zu treffen, die
unter den Kollektivbegrif fallen ): „selbst bei einem Kollektiy-
begriff von weitestem Umfang“, meint E. 9, 1, „würde im kon-
kreten Fall aus der Art der aufgestellten Behauptung gefolgert
werden können, daß alle unter den Begriff fallenden Personen
ausnahmslos von der Beleidigung betroffen werden sollten; ob der
Beleidiger die unter die Bezeichnung Fallenden der Person, Zahl
oder dem Namen nach kannte, ist für den Tatbestand der Be-
leidigung ohne Belang." 2)

Das ist zweifellos richtig: wenn das Gericht zu der Ueber-
zeugung kommt, daß der Beleidiger den Kollektivnamen gerade
zu dem Zweck gewählt hat, um damit sämtliche einzelnen Ange-
hörigen der Kollektiveinheit ohne jede Ausnahme zu treffen, so
muß es selbstverständlich auch zu der Entscheidung kommen, daß
sämtliche als beleidigt anzusehen sind, insbes. auch der Antragsteller,
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob der Täter an ihn speziell gedacht

hat oder nicht. Aber die Frage ist eben, ob diese Voraussetzung in
der Tat richtig ist. Das Reichsgericht geht hier sehr weit und
kommt dabei manchmal zu recht bedenklichen Konsequenzen.)

1) E. 9, 1: E. , 167.
2) Ebenso E. 3. 12, 246: 7., 172: 33, 189: 0. J6, 515; Dresden, SGZ 23, 144;

Berlin, 0AG, StZ 3, 185; Liepmann, S.
3) Vgl. E. 31, 185 (Beleidigung der deutschen Einwohner polnischer Pro

vinzen); 83, 46 (Beleidigung der Großgrundbesitzer einer nrenß Provinz) - 9 1

(Wahlmännerversammlung): 3. 246 (0ffizierskorns eines Garnisonsorts): R. 1, 292

(Bel. des preuß. Richterstunds): RG, A. 3, 359, u. 0T, 0. 16, 88 (Bel. der An-
gehörigen der bayr. bzw. deutschen Armee); E. 25, l57 (Bel. der Reserveoffiziere);
RG, GA 48, 121 (Bel. der christlichen Geistlichen, ohne Riücksicht darau, ob
innerhalb oder außerhalb Deutschlands). Am weitesten geht Miünchen, BE. 7, 190,
wo als stets zutreffend angenommen wird, daß durch eine sich gegen eine Ge-
samtheit richtende Kundgebung die Mitglieder als Individuen beleidigt werden
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Gegen diese Ausdehnung') macht sich energisch die An-

schauung geltend, daß derartigen Kundgebungen eine Bedeutung,
wie sie in den Entscheidungen des Reichsgerichts angenommen
worden sei, nur in seltenen Fällen beigelegt werden dürfe; ins-
hesondere werde die reichsgerichtliche Auslegung immer un-

s an Ausdehnungwahrscheinlicher, je melhr ein Personenkreis an À ISC
nebme. Neben Binding stellen sich vo allem Kohler (GA 47,
145),) Hälschner (2, 167),") sodann aber auch Liepmann (S. 349),)

Erank (Vorbem. III) und Qlshausen (Anm. 12 zu S 185) in strikten
Gegensatz zu der Rechtsprechung des Reichsgerichts.)

Sie vertreten die Ansicht, daß die gegen ganze Stände oder
Berufsklassen gerichteten Beleidigungen niemals dem einzelnen
Mitglied ohne weiteres ein Recht auf Strafverfolgung geben sollten,
daß vielmehr, sobald eine Kollektivbezeichnung gegenüber einer
unbestimmten Mehrheit von Personen vorliege, gegen jeden
einzelnen Kläger, der keine besonderen Beziehungsmomente

1) Binding (Lehrb.. 1, 343) spricht von einer ,,ganz bedenklichen Neigung
des Reichsgerichts zur Anerkennung von Beleidigungen ganzer Stände und Be-
Fölkerungsklassen.«

niemand bei einem größBeren Personenkreis jede Ausnakme
Behauptung ausschließen wollen, da ja der Aenßernde unmöglich

alle Einzelnen s0 genau kenne, daß er iüber Hunderte und Tausende ein solehes
Urteil abzugeben im stande sei; sondern solehe Behauptungen werden eben meist
nur als Aeußerungen des Gesamteindrucks betrachtet werden können, den der
betr. Personenkreis hinterlasse.«

) „Solchen AeuBerungen könne doch mindestens nur eine dure hschnittliche
Geltung beigelegt werden."

Ausduck darf nicht zu dem
4) Die Neigung zu einem verugetto Entinschte. durch einen

Schlusse fiihren, daß der von eneut speeRavaichnmne wirklich alle Alit-Kaufmann Betrogene mit seiner ehrenkränkenden

glieder jenes Standes umtusse 'tmnta y B. ein Schriftsteller, der eln) Vgl. v. Bar,
Standes entrollte, mit der billigen und in WahrheitSch

niehts hedoutondon Klausel : Ansuahme yorbehalten“ gegen jede Bestrafung sich

sichern. Von der Hinzufügung einer solchen Klausel aber den Ausschluß der Be-
strafung abhängen zu lassen, würe seltsam.“ Auch auf die eigentiümli hen Schwierig-
keiten mag hier hingewiesen werden, in die das Reichsgericht durch die An-
nahme einer Beleidigung sümtlicher deutschen Richter bei einer gegen
deutschen Richterstand im allgemeinen gerichteten Kudgebnng gerät (Aus-
schließung betr.; vgl. E. 24, 342; v. Bar, GS 52, 199, Anm. 161.)
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nachveisen könne, der Einwand zuliässig sein sollte, daß er nicht
gemeint sei.)

Das Reichsgericht selbst betont übrigens an einigen Stellen
die Notwendigkeit einer Einschränkung. So heißt es in R. 3
606 ganz richtig: „Die Injurie mulß sich gegen eine bestimmte
Person richten; es muß bei Injurien gegen kollektive Einheiten
dem Injurianten nachgewiesen werden, daß er bestimmte Personen
und welche bestimmten Personen er habe beleidigen wollen. Nicht

seine Bestrafung auf die Schlußfolgerung gestütztaber darf
werden, seine beleidigenden Aeußerungen richten sich gegen die
Juden im allgemeinen, die Antragsteller seien Juden und mithin
beleidigt worden. )

2. Auch wenn man demnach die Möglichkeit einer Beziehung
der inkriminierten Aeußerung auf die Allgemeinheit der Mit-
glieder eines größeren Personenkreises verneint, so ist doch
damit das Vorhandensein einer Beleidigung gegeniiber einem oder
mehreren Einzelmitgliedern noch nicht ausgeschlossen. Ganz klar
ist das in folgendem Fall: es werden in Gegenwart eines

Dpreußischen Offiziers oder während von ein em solchen die Rede
ist, die preußischen Offiziere ls reiglinge bezeichnet:
hier ist jedenfalls dieser eine (vgl. Frank, Vorbem. ID.

ist die Sachlage nicht immer so einfach und die Be-
Giobung oiner KollelktivänBerung auf einen individuell Getroffenen
nicht immer so deutlich wie gerade in diesem Beispiel. Es be-
steht ein dringendes Bedürfnis, eine allgemeine Norm wenn

1) Anders aber ist es, meint Goltdammer, Materialien II, 343, „wo jene
Bezeichnuno relatiw Oostte rersonlichkeiten umfaßt, wie bei Gesellschaften'(jeder Art und jeden
tragen“ (wie viel Schulze nd Mlaen, Soweit sie denselben Namen

GarukOnnen?),„bei Genossenschaften (Oceter tm deutschen Reich zählen
hofs) (zu Goltdammers Zeiten wvaren am Kamm Peottokuten eines Gerichts-merg
Hundert zugelassen ?). „Denn hier sind personae certae, und der Einwand. daß.

der Klagende nicht gemeint sein könne, weil der Beleidiger ihn gar nicht kenne,
wird durch die auch bei der Injurie anwendbaren Regeln über die aberratio delicti

beseitigt.4 – Daß jedo ch damit im Gegensatz zum Standpunkt des Reichsgerichts
eine sichere Abgrenzung gefunden wäre, wird man nicht wolhl behaupten könneu.

) Vgl. E. 4, 264; ferner 0T (0. 16, 229), Dresden (SGZ 18, 54), München(BE
„bei beleidigenden Aeußerungen gegen die Gesamtheit der Bewohnereines 0rts könn
önnen die Einzelnen nicht als persönlich betrofen angesehen werdeu,

da es hier an der nötigen Bestimmtheit des Objekts der Beleidigung fehle.")
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oine solche überhaupt gefunden werden kann gerade für die
Regelung der zweifelhafteren Fille, aufzustellen.

Nach einem bei D. Bar, GS 52, 201 für die Entscheidung dieser
Frage beigezogenen Kriterium kommt es darauf an, ob eine wirk-
liche. nachweisbare Schädigung einer oder einiger Personen ein-

getreten ist.')
Damit aber käme man – ganz abgesehen davon, daß z. B.

eine rohe Verwünschung regelmäßig keine materielle Schädigung
berbeifilhren und deshalb die ganze Methode vielfach versagen
wird - zur Annahme einer Beleidigung auch dann, wenn sich durch
ein Mißverständnis das Gerücht verbreitet, X habe iber den Y ehren-
rührige Behauptungen aufgestellt, und infolgedessen eine Schä-
digung des Y eintritt, während die Aeußerung des X ausschließlich
auf den Z bezogen werden sollte nd von allen denjenigen, welche
der Sache nahe standen, auch bezogen wvurde. Wenn durch ein
Mißverständnis auf seiten Dritter eine Schädigung des Y ein-

n ist, so kann dafür unmöglich X haftbar gemacht werden.getreten
Hier hilft auch di Franksche Modifikation des D. Barschen Ge-
dankens nicht viel, daB es nämlich darauf ankomme, ob die
Aeußerung eine Schädigung gerade dieser Einzelperson her-
beizufiihren geeignet war oder nicht: die Aeußerung des X
hat ja im vorliegenden Fall tatsächlich eine Schädigung des Y
herbeigeführt, wenn auch nur deshalb, weil sie von einigen, und
zwar gerade von solchen Personen, welche dem Sachverhalt fremd
gegeniüber standen, falsch bezogen, mißverstanden wurde.

$ 10.

Die objektive und subjektive Richtung der Beleidigung.
Bei beiden Erklärungsversuchen (von Frank und o. Bar) scheint

mir der Fehler darin zu stecken, daß sie einseitig nur das Moment
(les ,Bezogenwerdens der beleidigenden Aeußerung betonen. Es
kann jedoch, und zwar gilt dies für beide oben S. 58 aufgeworfenen

) „Allerdings, " sagt v. Bar, „brauche es gerade keine Schädigung in Geld
0der Geldeswert zu sein: es wiirde genilgen, wen z. B. eine in solcher Weise
verdiichtigte oder bezichtigte Person nachweislich von andern eben wegen dieser

erdachtigung oder Bezichtigung gemieden, ihr etwa deshalb die Aufnahme in
eine Gesellschaft, in einen Klub usw. verweigert wilrde, oder ein weit verbreitetes
Geriicht die Bezichtigung als auf diese Person mit Recht zutreftend erklürte;
vgl. duzu E. '23 947.
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Unterfragen, nicht allein darauf ankommen, wer sich belejdiot
fühlt. noch auch, auf wen dritte Personen die beleidigend
Aeußerung beziehen, vielmehr muß hinzukommen, daß der Pao
gerade diese Personen auch hat beleidigen wollen.

In dem Goltdammerschen Zitat (oben S. 60 Anm. 1) ist auf
die Regeln der aberratio delicti Bezug genommen, die auch bei
der Beleidigung anzuwenden seien und der Feststellung des durol
eine KollektiväuBerung Betrofenen keineswegs entgegen treten:

gerade die Fälle der aberratio delicti (aberratio ictus) d es,-sind
welche eine ausschließliche Betonung des objektiven Moments
des „Bezogen werdens“ als eine Unmöglichkeit erscheinen lassen !)
Erst wenn das subjektive Moment des „Beziehensollens# zu-
sammentri fft mit dem objektiven des „Bezogen werdens,«

Das subjektive Moment muß, wie gesagt,liegt Beleidigung vor.
Dennhinzukom men; für sich allein genügend ist es nicht.

zur Beleidigung ist absolut notwendig, daß die Mißachtung in
fiür andere Person als den Täter erkennbaren Weiseeineeiner

zum Ausdruck gelangt; wenn das nicht der Fall und die Kund-
gebung also überhaupt keine Kundgebung ist (z. B. die Aeußerung
erfolgt einem Tauben gegenüber), so ist der bloße Wille und die
Absicht des Täters zu beleidigen gänzlich bedeutungslos.")

1) Eine aberratio liegt bei der Beleidigung immer dann vor, wenn die Kund-
gebung objektiv, d. h. von seiten des Betroftenen oder Dritter, anders bezogen
wurde, als sie subjektiv, auf seiten des Titers, gemeint war. Habe ich meine
Außerung auf X gemiünzt, wührend sie von jedermann oder auch nur Einzelnen
auf Y bezogen wird, so ist Y jedenfalls nicht beleidigt.

2) Selbstyerstündlich ist ein Zusammentrefen der objektiven und subjektiven
Richtung nicht bloß bei der Kollektivbeleidigung, sonderm auch bei jeder Einzel-

Von Bedeutang ist das bei Irrtum iüber die Person desbeleidigung erforderlich.
Angegriffenen: z. B. A ohrfeigt auf der Straße den C, welchen er fiür den

verbunden
oder A ruft am Telephol dem ein eunpwo ront der Be-

1St das SubjektIY
wenn sichandere als weleidigung gegeben ? Zyeifellos ist die Sachlao

..der Titer bloß verspricht. also z. B, gegeniiber einem Dritten den C einen Esel
heißt, während er eigentlich B sagen wollte: hier fehlt es vollständig an der
subjektiven Richtung der Beleidigung gogen den C. Weun aber der Täter eine ihn
gegenüberstehende Person C beschimpft, weil er sie füilschlich fir B hült, s0 hat
er zim Mindesten das Bewußtsein, daß seine Aeußerung von Dritten
auf den ihm Gegenilbers tehenden, d. h. auf den C, bez ogen weruc
kunn, ein Bewußtsein, das er im Fall des bloßen Sichversprechens nieht
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Für die beiden Fragen (oben S. 58) ergibt sich also Folgendes:
1. Alle sind nur beleidigt, wenn sich die Aeußerung auf alle

beziehen sollte und auf alle bezogen wurde.
2. Einzelne sind nur beleidigt, soweit sich die Aeußerung

gerade auf sie beziehen sollte und auf sie bezogen wurde.
I. Das subjektive Moment des Beziehensollens auf Alle

ist aber nur denkbar, wenn der Täter die betreffenden Persoersonen
Individualitäten ins Auge gefaßt hat. Als Individualitätenals

ins Auge fassen kann jedoch der Beleidiger die Angehörigen
eines Personenkreises nur, wenn er überhaupt alle einzelnen
Personen zwar nicht persönlich kennt, aber persönlich zu kennen
und deshalb ein Urteil über sie abzugeben im stande wäre.
Es ist allerdings für den Tatbestand der Beleidigung ohne Be-
Jang, ob der Täter die von ihm Gemeinten nach Person, Namen,
Stand oder Zahl gekannt und bei seiner Aeußerung an alle
einzelnen unter die Gesamtbezeichnung fallenden Personen speziell
gedacht hat (vgl. E. 9, 1), nicht aber auch, ob er sie individuell
kennen konnte. Denn nur wenn dies der Fall ist, kann über-
haupt eine gegen die Gesamtheit gerichtete Aeußerung den Sinn
haben, über alle ein Urteil sprechen zu wollen; vgl. die Aus-

Bars, GS 52, 196 f. Man muß aber wohl noch einenführungen
Schritt weiter gehen: auch wenn die Gesamtheit so klein ist, daß
man sich von einem objektiven Beschauer ein alle Einzelnen um-
fassendes Urteil sehr wohl denken könnte, kann in concreto eine
Aeußerung doch so lange nicht als gegen sämtliche Individualitäten
gerichtet angesehen werden, als es ofenkundig erscheint, daß der
Täter nur durch das Verhalten eines oder einiger bestimmter
Mitglieder zu einer verärgerten Aeußerung über das Ganze hin-
gerissen wurde. Erst wenn nach dem Urteil eines „verständigen
Beobachters“ eine Aeußerung als individuelles Urteil über sämt-
liche Mitglieder des angegrifenen Personenganzen aufgefaßt wer-
den muß, kann es sich ilberhaupt um die Frage einer Beleidigung
aller Einzelnen handeln.

Dieses Bewußtsein aber geniügt zur Feststellung des subjektiven Moments. Ob-
Jektive und subjektive Richtung diferieren also in diesem Fall nicht. (Uebrigens
Wird ja auch durch die gegenteilige Annahme der Satz, daß Beleidigung mur ge-
geben ist, wenn das Beziohensollen zusamnmentriflt mit dem Bezogen-
werden, in keiner Weise alteriert).
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nun aber in diesen Fällen der StrafantracII. Regelmäßig geht nu
nur von einem oder einzelnen Mitgliedern des betroffenen Kreisos
aus, welche sich individuell getroffen fiühlen oder von Dritten ale
getroffen angesehen werden. Dann handelt es sich für das Geriobk
darum: Ist speziell der Antragsteller beleidigt? Hat der 'ite.ihn als Individualitit
wie der Antragsteller meint, gerade
nügend herausgehoben? Die Frage reduziert sich also regelmißie
auf die zweite. Zu ihrer Entscheidung aber müssen offenbar da

Duein aus der Aeußerung selbst zu ziehender strikter Schlnß
nur mögich ist, wenn die angegriffenehast mich gemeint

Personenmehrheit zwei beträgt, außerhalb der Aeußerung liegende
Momente herangezogen werden; d. h. das Ganze läuft auf eine
Beweisfrage hinaus, für welche sich keine allgemeinen Regeln
aufstellen lassen, ganz ebenso wie es bei der einem Menschen-

Einer vonhaufen gegeniiber ausgesprochenen Beschinpfung:
Euch ist ein Esel* hier handelt es sich übrigens nicht eigentlich

darauf ankommt, ob irgend einum eine Kollektivbezeichnung
objektives Moment auf den speziell Gemeinten hinzuweisen im
stande ist (man beachte gerade bei diesem Beispiel die Ver
kehrtheit des Schlusses, daß „wegen der Unbestimmtheit eines
Angriffs die Beziehung der Beleidigung auf alle Einzelnen ange-
nommen werden könne: vgl. R. 1, 292).

Immerhin ist es auch bei einer viele Personen umfassenden Ge-
samtheit denkbar, daß, namentlich gemäßS 196 StGB, ein Antrag
für Alle gestellt wird. Das ist nun der Punkt, auf den es haupt-
sächlich ankommt. Regelmäßig wird ein solcher Antrag lauten:
„Ich stelle in meinenm Namen und für die mir untergebenen

BischoBeamten Strafantrag wegen Beleidigung* – z. B. der
von Rottenburg zugleich für die württembergische katholische
Geistlichkeit ohne daß dabei die sämtlichen Geistlichen usw.
insbesondere wenn es selhr viele sind, namentlich aufgefülhrt
würden. Mag nan nun diese Formulierung für statthaft erklären
oder nicht: eine Verurteilung wegen Beleidigung der württem-
bergischen katholischen Geistlichkeit gibt es jedenfalls nicht,
sondern immer nur eine Verurteilung wegen Beleidigung der und
der bestimmten Geistlichen. Es miissen - das ist stets Voraus-
setzung und die einzig mögliche Begründung einer Verurteilung
des Angeklagten - individuelle Beziehungen in objektiver und
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eubiektiver Richtung nachgewiesen werden. d. h. es muß fest-
stehen, daß Einzelne als beleidigt angesehen werden und daß
diese denn auch beleidigt werden sollten. Es ist immer von der
Einzelbeleidigung, nicht von der Kollektivbeleidigung aus-
zugehen: die Schlußfolgerung darf nie lauten: weil alle beleidigt
sind, ist es auch der Einzelne, der Antragsteller. ') Es erfolgt
also schließlich auch in diesen Fällen die Verurteilung grund-

sätzlich wes Beleidigung Einzelner.
hang: Bei der zum Schluße auftauchenden Frage nach der

Rechtskraft des Urteils und der Stellung der Uebrigen, die nachtriiglich
als beleidigt eruiert werdeu, möchte ich an die Aasführungen G oltdamr ers,
Materialien II, 343 anknüpfen. „Prinzipiell", sagt Goltdammer, „ist
das Klagerecht ejnes jeden einzelnen Mitglieds, als Mitbeleidigten, vor-
handen“ (vgl. Dresden, StZ I, 257: „Trift eine Beleidigung eine Mehrheit
von Individuen, so kann jedes für sich Antrag stellen"); aber

ehr-

Begeln der idealen honkue 5h Gine und dieselbe Handlnng be-
fachen

U:wl ung durch mehrere objektive Liäsionen begrundetgangen ; ale
höhere Zumessung innerhalb des gesetzlichen Strafmaßes, nicht

aber doppelte Bestrafung wie bei realer Konkurrenz. Der Fall ist nicht
anders als bei der Verletzung Mfehrerer dureh einen Sehuß, durch einen
Schlag. Nun hat zwar der einzelne Klagende nicht die Vertretung der
iibrigen Beteiligten, und der Richter darf bei der Bestrafung auf Antrag
des Einen nicht eine Straferhöhung wegen der Verletzung der Andern

fohlt
treten 1ass en, so lange es an einem Strafantrag dieser

Adhäsion be-als Ad
Tritt dieser aber nachträglich ein,

die Bestratung auf Grund des ersten

handelt werden, 0der es hn noch eine zweite Strafe eintreten,Klagantrags
findet, daß die Höhe der zuerst erkannten nicht bereits

das erschwerende Moment der mehrfachen Verletzung absorbiert habe, aber
nur insoweit, umn dieses Moment durch eine bloße Zusatzstrate zur Geltung
zu bringen."

In der gleichen Richtung bewegte sich die Praxis insbesondere des
preußischen Obertribunals 2)

1) Uebrigens ist ja, wenn z. B. ein V'ereinsvorstand zugleich im Namen der
angeblich beleidigten Vereinsmitglieder Antrag stellt, stets auch der Nachweis
einer besonderen Einzelbevollmächtigung erforderlich; vgl. OLG Stuttgart,
26. \Mirz 1902, Wiürtt.J. 14, 190 ft.: „Der statutengemiß zur gerichtlichen Ver-
tretung des Verbands berufene Vorstand ist deshalb noch mcht bereentg, ur
Personen, welche in ihrer Eigenschatt als Vereinsmitglieder beleid

Strafantrag gemäß $S 61, 65 StGB zu stellen, falls er von diesen nicht im Einzel-
fall hiez2u besonderen nachweislichen Auftrag erhalten

durch eiue Kundgebung eine
2) Vgl. 0T, 7. Okt. 1874, 0. 15, 627:

Mehrheit von Personen beleidigt. so ist Zwar jede von ibnen verletzt, die Hand-
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Diese hatte jedoch mit dem § 415 der heutigen StrafprozeBorduune

nicht zu rechnen.!)
Beziiglich der Frage, ob Real- oder Idealkonkurrenz anzunehnen sei.

ist allerdings auch heute noch die herrschen de Meinung fülr Annahme der
Idealkonkurrenz.)

Die Annabme der Idealkonkurrenz ist in diesen Fällen jedenfalls riel
. als dann, wenn der Inhalt einer Schrift an mehreren ge-

unbed
ennten Stellen mehreren Personen gegenüber strafbar ist.)trenn

Im übrigen aber ist auch unter der Herrschaft des § 415 StPO die
Frage. ob für einen erst nachträglich als beleidigt Eruierten der Grundsatz
-ne bis in idem“ eingreift, keineswegs unbestritten.')

Die überwiegende Meinung jedoch, der siclh jetzt auch Hellwer in
den neuen Auflagen des Löweschen Kommentars angeschlossen hat, ist die,

daß -.die ergangene Entschelaunyeeivet nter welohenwelchenAnsebung solcher strafrechtlicher Gesichtspur

Iupg ist aber daram doch nur ein und dieselbe, und nur eine Bestrafung ist
statthaft; eine solche Handlung begriindet niemals Realkonkurrenz': ebenso sichs.
OAG, 9. Juni 1873, SGZ 17, 183: „Hatte in einem solchen Fall eine Strat-
rerfolgung nur wegen der Einem zugefigten Beleidigung stattgefunden, so kann
in einem neuen, eine Beleidigung der Uebrigen betreffenden Strafverfahren nur
eine Zusatzstrafe zu der früher verhängten (innerhalb der Grenzen der für eine
Beleidigung statthaften Strafe) ausgesprochen werden."

„Hat einer der Berechtigten) Der in seinem 2. und
HL. ion nmr der Beitritt zu dem eingeleitetendie Pri

Verfahren und zwar in der Lage zu, in welcher sich dasselbe zur Zeit der Beitritts-
erklärung befindet. Jede in der Sache selbst ergangene Entscheidung äußert zu
Gunsten des Beschuldigten ihre Wirlkung auch gegeniüber solchen Berechtigten,
welche die Privatk lage nicht erhoben haben.“

) Jedoch erblickt v. Schwarze, Komm. õ. Auf., S. 271 darin den Fall der
Bealkonlkurrenz; cbenso 0T (GA 23, 500), Dresden (5GZ 21, 243). Miünchen
(BE 7, 91). Besonders würde wohl v. Buri in solohen Fällen Realkonkurrenz
annehmen; v. Buri, Einheit und Mehrheit d. Verbrechen (1899), S. 108. Im
Sinne der herrschenden Meinung k. 3, 485: 8, 149; RG (A 8, 877): 0T (0. 15,
627), 0T (GA 24, 541), München (AIE II, 324, 495).

Auch hier ist Binding, Hnndbuch I, 581 für Idealkonkurrenz, unter Ab-
stellung fentlichung oder Mitteilung ; ebenso
Olshausen 19 und die ihrienn n Zitierten:

vgl. E. 83. 49: gher E, 84, 134.andrer A nsicht im allg. das RG; vg
) So sagte Löwe (vgl. 1. Anfl. S. 478) friher: „Die ergangene Entscheidung

kann den Verbrauch der Strafklage in Ansehung solcher strafrechtlicher Gesichts-
punkte nicht bewirken, auf deren Erörterung der entscheidende Richter vermöge
eines obwaltenden rechtlichen Hindernisses nicht eingehen durfte; insoweit letzteres

der Fall war, bleibt eine neue Erhebung der Strafklage zulässig. Im Fall der
Verurteilung kann allerdings demnächst nicht auf eine zweite selbständige Strate
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valtenden rechtlichen Bestratungrermüge e1ne5 o0wto Sehing nichtmmerhin ihov :s elne
eintretelt sichh aber für uns gar nicht um eine prinzipielle Erörterung

Frace nach der Tragweite des Satzes „,ne bis in idem“ insgemein, sonderner
n eine Auslegung des§ 415, Abs. 2 und 8 StP0, insbesondere darum,

ob als Berechtigte im Sinne des Abs. 3 auch die ilbrigen Verletzten
anzusehen sind. Die herrschende Meinung bejaht.) Nach der Entstebungs-
geschichte wird man auch in der Tat den 415 nicht anders auslegen
können. Ob allerdings die Bestimmung innerlich berechtigt und genügend
begriindet ist, ob mit anderen Worten das Interesse des Täters an der Nicht-

verfolgung oder das der anderen Verletzten an ervertolgu

7 schitzen 1ste m tum hat.
mit der Slegung der positiven Ge-

cesbes
Das Resultat würe somit, aß, „wenn einmal eine Rechtsverletziletzung von

Berechtigten im Privatklageverfahren verfolgt und letzteres dabei
durch eine in der Sache selbst ergangene Entscheidung erledigt worden
ist, durch das Vorhandensein anderweiter zur Privatklage Berechtigter eine
Verfolgung derselben Handlung in einem zwveiten Vertahren nicht begründet
wird, den andern Berechtigten vielmehr nur während der Dauer des ersten
Verfahrens zur Geltendmachung ibrer Rechte der Beitritt in das

n Handlungsteht. Damit wird auch eine nachträgliche
durch die Staatsanwaltschaft auf Grund eines Antrags eines undern Be-
rechtigten ausgeschlossen.

Art Rechnuug
erkannt, es muß rielmehr der Vorschrift des StGB § 73 in der
getragen werden, daß nach Verschiedenheit der Fälle entweder die frilhere Strafe
in die spätere eingerechnet oder es lediglich bei der friüheren Strate belassen wird.-de

1) Lüwe, 12. Autl., S. 461: vgl. E. 3, 384 f.: „„das Gericht ist durch
Mangel des Antrags an der Erörterung der Tat uuter dem Gesichtspunwendung desno0: n0 7konkurrierenden - Antragsdelikts nicht, sondern nur.

Strafgesetzes fiür dieses AntragsdelbRt geuu: E 3 940: und insbes.
) Vgl. Lüwe, S. 859, Anm. 2 zu § 415; E. 3, 383;

E. 3, 364.
Vgl. auch E. 10, 149,a) E. 3. 365.
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